
Liebe SoVD-Mitglieder,
auf unserer außerordentlichen 

BVT in Berlin haben wir einen gro-
ßen Schritt getan: Mit mehr als 
95 Prozent haben die Delegierten 
die vom Bundesvorstand vorge-
schlagenen Satzungsänderungen 
beschlossen. Warum eine Struktur-
reform notwendig ist, haben wir im 
Vorfeld umfassend erläutert – unter 
anderem in den letzten Ausgaben 
der SoVD-Zeitung. Da mich nicht 
alle im Verband kennen, möchte ich 
mich kurz vorstellen: 1951 in Bad 
Bentheim geboren und dort aufge-

wachsen, studierte ich nach meiner 
Ausbildung zum Elektrohandwer-
ker und der Fachhochschulreife 
auf dem zweiten Bildungsweg in 
Kiel Sozialarbeit. Dort lebe ich seit 
mehr als vier Jahrzehnten. Mit mei-
ner Frau habe ich zwei Kinder und 
sechs Enkelkinder. Beruflich war 
ich viele Jahre in leitender Funkti-
on bei der Landeshauptstadt in der 
Jugend- und Sozialhilfe beschäftigt.
Nach meinem Renteneintritt vor 
neun Jahren bin ich ehrenamtlich in 
unserem Verband aktiv geworden, 
als Vorsitzender des Kreisverban-

des Kiel und des Landesverbandes 
Schleswig-Holstein. Als Leiter der 
Steuerungsgruppe habe ich intensiv 
an der Vorbereitung der Verbands-
reform mitgearbeitet. Wenn unsere 
neue Satzung in Kraft tritt, wird die 
Führung und auch die rechtliche 
Vertretung unseres Verbandes bei 
einem zweiköpfigen hauptamtli-
chen Vorstand liegen. Ich habe mich 
für das Amt des Präsidenten zur 
Verfügung gestellt, um diesen Über-
gang zu begleiten, und darauf freue 
ich mich! Ihr Alfred Bornhalm
 SoVD-Präsident
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Außerordentliche Bundesverbandstagung beschließt Reform und wählt SoVD-Präsidenten neu

Mit moderner Struktur nach vorn
„Unser Weg in die Zukunft“ 

war das Motto der außerordent-
lichen Bundesverbandstagung 
(BVT) des SoVD vom 2. bis 4. 
März in Berlin. Im Zentrum stan-
den Beschlüsse zur zukünftigen 
Struktur sowie Neuwahlen. Mit 
überwältigenden 92 Prozent der 
Stimmen wählten die Delegier-
ten Alfred Bornhalm, den Vor-
sitzenden des Landesverbandes 
Schleswig-Holstein, zum neuen 
SoVD-Präsidenten. Auch die 
Strukturreform fand eine her-
ausragende Mehrheit.

Das neue Gesicht nach außen 
bleibt unverändert Vorstands-
vorsitzende Michaela Engel-
meier, die den SoVD bereits seit 
September 2022 sehr erfolg-
reich gegenüber Medien und 
Politik vertritt. In ihrer Rede vor 
rund 200 Delegierten sagte En-
gelmeier: „Bei meinem Einsatz 
für den SoVD geht es mir dar-
um, neue Kontakte zu knüpfen, 
Verbindungen zu halten und zu 
nutzen, Menschen und Verbän-
de zusammenzubringen und 
gute Projekte voranzubringen. 

Mit einer lauten Stimme für un-
sere Mitglieder und alle, die auf 
unser Engagement angewiesen 
sind.“ Engelmeier umriss die 
vielen sozialpolitischen Her-
ausforderungen, vor denen das 
Land steht. Dazu gehörten die 
lange geforderte Pflegereform, 
eine stabile Altersversorgung, 
die Gleichstellungspolitik und 
die Kindergrundsicherung. „Für 
all das wird ein starker SoVD, 
getragen vom Engagement sei-
ner 600.000 Mitglieder, im gan-
zen Land gebraucht.“

Die Vorstandsvorsitzende 
dankte in ihrem Redebeitrag 
insbesondere auch den anwe-
senden ehrenamtlichen Dele-
gierten: „Ich habe von Kindheit 
an erfahren, wie wichtig das 
ehrenamtliche Engagement 
im SoVD ist. Wenn sich nicht 
Zehntausende von uns in ganz 
Deutschland engagieren wür-
den, wäre es um den Zusam-
menhalt und die Gerechtigkeit 
in unserer Gesellschaft schlech-
ter bestellt.“

Führen den Bundesverband an der Spitze (v. li.): Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, SoVD-Präsident Alfred Bornhalm, Vizeprä-
sident Joachim Wittrien, Vizepräsidentin Prof.in Dr.in Ursula Engelen-Kefer und Bundesgeschäftsführer Michael Meder. 
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Der neue SoVD-Präsident Al-
fred Bornhalm bekundete: „Wir 
müssen in Politik und Öffentlich-
keit die starke Stimme für unsere 
Mitglieder sein und für alle, die 
in unserem Land auf tragfähige 
Sozialsysteme angewiesen sind.“ 
Bornhalm weiß, wovon er spricht 
– er leitete bis 2014 insgesamt 
30 Jahre das Sozialamt in Kiel. 
Um diese Ziele zu erreichen, müs-
se sich der Verband professionell 
aufstellen, betonte Bornhalm 
weiter. Nur so könne der SoVD  in 
der schnelllebigen Medienland-
schaft Gehör finden: „Wir brau-
chen ein Klima, das Raum schafft 
für Innovation.“ Dies alles stelle 
der in die Wege geleitete Struk-
turprozess sicher, so Bornhalm.

Strukturprozess hat bereits
vor zwei Jahren begonnen 

Die Verbandsreform hatte ei-
nen langen Vorlauf (wir berichte-
ten hierzu in mehreren Ausgaben). 
Über zwei Jahre hinweg wurde 
darüber in Arbeitsgruppen und 
Gremien sorgfältig und intensiv 
über moderne, zukünftige Struk-
turen beraten.  Bereits zu Beginn 
hatte der Bundesvorstand hierzu 
eine Steuerungsgruppe einge-
setzt. Hinzu kamen im Zuge des 

Strategieprozesses vier Regio-
nalgruppen, in denen alle Lan-
desverbände vertreten sind. 

Ein erster wichtiger Schritt war 
als Ergebnis der Beratungen im 
letzten Sommer die Berufung 
von Michaela Engelmeier als 
hauptamtliche Vorstandsvorsit-
zende. Ihr Einsatz für den SoVD 
gegenüber der Öffentlichkeit 
und der Politik zeigt bereits 
sichtbare Wirkung. Fast täglich 
ist der SoVD in den Medien und 
im Kontakt mit prominenten 
Vertreter*innen der Politik und 
Verbänden.

Hauptamtliche Führung
soll den Verband leiten

Das zweite wesentliche Re-
sultat war der an die Bundes-
verbandstagung gerichtete Vor-
schlag des Bundesvorstandes zu 
der nun verabschiedeten  Sat-
zungsreform. 

Nach der regulären Bundes-
verbandstagung im November 
2023 soll demnach eine haupt-
amtliche Führung den SoVD 
leiten. An der Spitze steht dann 
künftig ein Vorstand aus zwei 
Personen, die hauptamtlich beim 
SoVD angestellt sind. Sie vertre-
ten den Verband rechtlich und in 
der Öffentlichkeit und leiten die 

Bundesgeschäftsstelle sowie die 
hauptamtlichen Strukturen in 
den nicht selbstständigen Lan-
desverbänden. 

Einfluss des Ehrenamtes
bleibt auch künftig gewahrt

Der hauptamtliche Vorstand 
soll von einem Verbandsrat be-
rufen, beraten und kontrolliert 
werden. Dem neuen Gremium 
Verbandsrat sollen wiederum 13 
von Landesverbänden entsandte 
Mitglieder sowie die Bundesfrau-

ensprecherin und der*die Bun-
desjugendvorsitzende angehö-
ren. Der Verbandsrat hat zudem 
die Aufgabe, Ausschüsse zu zen-
tralen Themen einzusetzen. 

Darüber hinaus ist in der neu-
en Satzung eine Bundeskonfe-
renz vorgesehen, die mindestens 
einmal im Jahr tagt. In ihr sind 
alle Landesverbände vertreten. 
Die enge Abstimmung zwischen 
Ehren- und Hauptamt im ganzen 
Land ist damit gewährleistet. So 
werden die Gremien umgestal-

Mit moderner Struktur nach vorn

Die rund 200 anwesenden Delegierten machten mit ihrem Votum nun auch formal den Weg frei für 
eine Modernisierung der Verbandsstrukturen. 

alle Fotos: Wolfgang Borrs

tet; der Einfluss des Ehrenamtes 
bleibt jedoch gewahrt. Die ent-
sprechenden Satzungsänderun-
gen erhielten jeweils über 90 
Prozent der Delegiertenstimmen.

In der vor der BVT stattfin-
denden Bundesvorstandssit-
zung wurde eine Resolution zur 
Stärkung der gesetzlichen Rente 
verabschiedet. Die Positionen 
zu diesem sozialpolitischen 
Kernthema des SoVD sind unter 
www.sovd.de/sozialpolitik/rente 
abrufbar.  Veronica Sina 

SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier (re.) und Le-
benspartner Michael Thews (MdB / SPD) verfolgen im Sitzungssaal 
der Bundesverbandstagung den Abstimmungsprozess. 

V. li: Tagungspräsident Ernst-Bernhard Jaensch † , Dirk Swinke, 
Geschäftsführer des SoVD-Landesverbandes Niedersachsen, und 
Holger Reise, externer Strategieberater der PR-Agentur Kaltwasser. 

Alfred Bornhalm arbeitete als 
Leiter der Steuerungsgruppe in-
tensiv an der Verbandsreform mit.

Fortsetzung von Seite 1

Klaus Wicher, Vorsitzender des 
LV Hamburg, kandidierte eben-
falls als Vizepräsident.

Das Tagungspräsidium, v. li.: Kerstin Römer (LV MD), Elfriede Rosin 
(LV NDS), Michael Meder (BGF), Ernst-Bernhard Jaensch † (LV NDS), 
Hans-Otto Umlandt (LV SH) und Helmut Etzkorn (LV NRW).  

Armin Dötsch, Bundesvor-
standsmitglied und Schatzmeis-
ter im LV Berlin-Brandenburg. 

Klaus Kienemann, Schatzmeister 
des Landesverbandes Nordrhein-
Westfalen, sprach im Plenum.

Außerordentliche Bundesverbandstagung beschließt Reform und wählt SoVD-Präsidenten neu
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Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier vertritt den SoVD 
seit September mit großem Er-
folg nach außen.

Bundesgeschäftsführer Michael 
Meder bereitete als Befürworter 
der Reform die außerordentliche 
Bundesverbandstagung vor. 

Bernhard Sackarendt, Vorsit-
zender des LV Niedersachsen, 
verzichtete auf seine Kandidatur. 

Franz Schrewe, Vorsitzender des 
LV Nordrhein-Westfalen, ist Vor-
sitzender des Finanzausschusses. 

Joachim Wittrien wurde als Vize-
präsident neu gewählt.

Sebastian Freese aus dem Lan-
desverband Schleswig-Holstein 
steht der SoVD-Jugend vor.

Jutta König ist seit 2019 Bundes-
frauensprecherin im SoVD und 
gehört somit dem Präsidium an. 

alle Fotos: Wolfgang Borrs

Alfred Bornhalm ist SoVD-Präsident 
Die neue Struktur an der Verbandsspitze tritt nicht sofort in Kraft. Bis zur ordentlichen Verbands-

tagung im November wurden die vakanten Positionen des Präsidenten und des Vizepräsidenten 
nachbesetzt. Mit einer überwältigenden Mehrheit von 92 Prozent wählten die Delegierten den Vor-
sitzenden des Landesverbandes Schleswig-Holstein zum SoVD-Präsidenten. Alfred Bornhalm tritt 
die Nachfolge von Adolf Bauer an, der das Amt im Herbst 2022 zur Verfügung gestellt hatte. 

Zum Vizepräsidenten wählten 
die Delegierten mit deutlicher 
Mehrheit Joachim Wittrien, den 
Vorsitzenden des Landesverban-
des Bremen, bislang Schriftführer 
im Präsidium. Der Rücktritt von 
Vizepräsidentin Hannelore Buls 
in der laufenden Amtszeit hat-
ten eine Nachwahl auch dieser 
Position nötig gemacht.

Zweiter Vizepräsident
erhielt deutliche Mehrheit

Wittrien erhielt 101 von 175 
Stimmen. Auf seine Kandidatur 
zum Präsidenten hatte zuvor 
Bernhard Sackarendt, Vorsitzen-
der des Landesverbandes Nie-
dersachsen, verzichtet. 

Klaus Wicher, Vorsitzender des 
SoVD-Landesverbandes Ham-
burg, der als Gegenkandidat für 
das Amt des Vizepräsidenten 
angetreten war, unterlag bei der 
Wahl. Er erhielt 63 der abgege-
ben, gültigen Stimmen. 

Vizepräsidentin bleibt wei-
terhin Prof.in Dr.in Ursula En-

gelen-Kefer, Vorsitzende des 
SoVD-Landesverbandes Berlin-
Brandenburg. Im SoVD-Präsidium 
sind außerdem vertreten: Bruno 
Hartwig, Bundesschatzmeister 
und Vorstandsmitglied im SoVD-
Landesverband Niedersachsen, 
Jutta König, Bundesfrauenspre-
cherin und Vorstandsmitglied im 

SoVD-Landesverband Nordrhein-
Westfalen, und Franz Schrewe, 
Vorsitzender des Landesver-
bandes Nordrhein-Westfalen, in 
seiner Funktion als Vorsitzender 
des Finanzausschusses. Noch 
nachzubesetzen sind die Positi-
onen des*der Schriftführenden, 
die Vizepräsident Joachim Witt-
rien innehatte, sowie die des 
kurz nach der BVT verstorbenen, 
langjährigen Präsidiumsmitglie-
des Ernst-Bernhard Jaensch. Er 
gehörte dem Präsidium in seiner 
Funktion als Vorsitzender des Or-
ganisationsausschusses an. 

Präsidium begleitet Reform
weiter bis Spätherbst

Das Präsidium wird unter Lei-
tung von SoVD-Präsident Alfred 
Bornhalm den Veränderungspro-
zess bis zur ordentlichen Bundes-
verbandstagung begleiten. Die 
Modernisierung an der Verbands-
spitze soll dann abgeschlossen 
sein; der Reformprozess geht 
weiter.  Veronica Sina

Delegierte wählten Landesvorsitzenden Schleswig-Holstein an die SoVD-Spitze

Alfred Bornhalm wurde mit 158 
Delegierten-Stimmen gewählt. 

Prof.in Dr.in Ursula Engelen-
Kefer bleibt Vizepräsidentin.

Bundesschatzmeister Bruno 
Hartwig, Vorstandsmitglied im LV 
Niedersachsen, ist lange im Amt. 

Ernst-Bernhard Jaensch
Tief betroffen und traurig nehmen wir Abschied von

Völlig unerwartet verstarb am 9. März unser langjähriges Präsidiums- und Bundesvorstandsmitglied sowie 
Vorsitzender des Strategie- und Organisationsausschusses, Ernst-Bernhard Jaensch. Neben seinen großen Ver-
diensten für den Bundesverband, darunter als Tagungspräsident zahlreicher Bundesverbandstagungen, hatte er 
eine herausragende Bedeutung für den Landesverband Niedersachsen. Hier war Ernst-Bernhard Jaensch über 20 
Jahre lang im Vorstand und prägte das Gesicht des Verbandes maßgeblich mit. In seinem Kreisverband Wolfsburg 
machte er sich als Vorsitzender seit 1996 für soziale Gerechtigkeit stark und hatte dabei immer ein offenes Ohr 
für Ratsuchende und Mitstreiter*innen. 

Der Tod ereilte Ernst-Bernhard Jaensch im Alter von 76 Jahren inmitten einer neuen Schaffensphase für unse-
ren Verband, den er auch strategisch mit in die Zukunft führte. Sein Humor, seine Herzlichkeit und seine Tatkraft 
fehlen uns schmerzlich. Die Spuren seines Wirkens aber werden uns weiter begleiten. Unser tiefes Mitgefühl gilt 
seiner Familie. Wir sind Ernst-Bernhard Jaensch sehr dankbar und werden ihn nicht vergessen.

SoVD-Landesvorstand Niedersachsen 
SoVD-Kreisvorstand Wolfsburg 
sowie alle haupt- und ehrenamtlichen Kolleg*innen 

SoVD-Bundesvorstand
SoVD-Präsidium
SoVD-Vorstandsvorsitzende
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SoVD im Gespräch

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
traf sich zum Gespräch mit Sa-
rah Ryglewski, Staatsministerin 
beim Bundeskanzler für Bund-
Länder-Beziehungen. Thema 
war unter anderem die Finan-
zierung des Sozialstaates und 
die SoVD-Forderungen nach 
der Wiedererhebung der Ver-
mögenssteuer.

Zudem ging es um das 49-Eu-
ro-Ticket („Deutschlandticket“), 
bei dem der SoVD ein flankie-

Zusammen mit dem Hambur-
ger SoVD-Landesvorsitzenden 
Klaus Wicher war Michaela En-
gelmeier zu Gast bei Melanie 
Schlotzhauer, Sozialsenatorin 
der Stadt Hamburg. 

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende stellte den SoVD und 
seine Arbeit vor. Im Gespräch 

ging es außerdem um viele ak-
tuelle sozialpolitische Heraus-
forderungen und wie die Stadt 
Hamburg mit ihnen umgeht. 
Dazu gehörten der erhöhte 
Andrang bei Wohngeldanträ-
gen, wofür die Sozialbehörde 
übergangsweise eine Zentrale 
Wohngeldstelle eingerichtet 
hat. 

Weitere Themen waren das 
Vermeiden von Stromsperren 
für Verbraucher*innen, die ihre 
Rechnung nicht zahlen können, 
oder ein möglicher Sozialrabatt 
beim Deutschlandticket in der 
Hansestadt. 

Der Austausch fand in ange-
nehmer Atmosphäre statt und 
soll fortgesetzt werden. 

Dialog zur 
Sozialpolitik
im Kanzleramt

Austausch mit 
Hamburger
Senatorin

V. li.: Fabian Müller-Zetzsche, Abteilungsleiter Sozialpolitik SoVD-
Bundesverband, Sarah Ryglewski, Staatsministerin beim Bundes-
kanzler, und SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier. 

rendes Sozialticket für ärmere 
Menschen für nötig hält, und 
die große Aufgabe der sozial-
ökologischen Transformation. 

Im Oktober 2022 stieg der Mindestlohn in Deutschland von 
10,45 auf 12 Euro pro Stunde. Dieser deutliche Sprung ging auf 
das Mindestlohngesetz zurück. Zugleich wurde festgehalten, dass 
künftige Anpassungen wieder im gewohnten Modus durch die 
Mindestlohnkommission bestimmt werden. In dieser sitzen jeweils 
drei Vertreter*innen von Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden 
sowie zwei Wissenschaftler. Aufgabe der Kommission ist es, die 
Höhe der Lohnuntergrenze festzulegen. Als Orientierung dient die 
Entwicklung der Tariflöhne. Die (halb-)jährlichen Anpassungen be-
trugen in der Vergangenheit zwischen 10 und 60 Cent pro Stunde. 

Die starke Erhöhung im Oktober 2022 war also eine Ausnahme. 
Doch durch die stark gestiegene Inflation hat sie den Menschen 
keinen großen Gewinn an Kaufkraft gebracht. Nach Einschätzung 
des SoVD ist deshalb zum Jahreswechsel erneut eine deutliche 
Anhebung nötig. „Nach einem Jahr Krieg mit den überall spürbaren 
Folgen und einem Dreivierteljahr, das bis dahin noch vor uns liegt, 
muss aus unserer Sicht hier die Inflation stärker ausgeglichen wer-
den. Dafür müsste der Mindestlohn nach unseren Berechnungen 
auf 14,13 Euro steigen“, sagte die SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier den Zeitungen der Funke-Mediengruppe. Dies 
könne auch schrittweise erfolgen. 

Der SoVD hat seine Einschätzung an die Mindestlohnkommissi-
on übergeben, die diese in ihre Arbeit einfließen lässt. Im Sommer 
gibt sie die künftige Höhe des Mindestlohnes bekannt.  str

SoVD fordert 14,13 Euro
Mindestlohn ab 2024

Inflation hat Erhöhung vom Herbst 2022 aufgefressen

Die Mindestlohnkommission hat ihre Arbeit aufgenommen und 
berät über die Höhe der Lohnuntergrenze im nächsten Jahr. Für den 
SoVD ist klar, dass aufgrund der Inflation eine deutliche Erhöhung 
nötig ist, um Geringverdienende zu entlasten. 

2024 steht die nächste Anpassung des Mindestlohnes an. Das be-
trifft viele Menschen im Niedriglohnbereich. 

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

Zugriff auf Gesundheitsdaten
Verordnete Medikamente, durchgeführte Operationen, ärztliche Befunde – all diese Informationen 

lassen sich schon heute in einer elektronischen Patientenakte speichern. Das medizinische Personal 
wie auch die Patient*innen selbst können darauf dann jederzeit zugreifen. Bisher nutzt das allerdings 
nicht einmal ein Prozent der gesetzlich Versicherten. Nach dem Willen von Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) soll die E-Akte daher ab Ende kommenden Jahres zum Standard für alle werden.

Viele Menschen kaufen über 
das Internet ein und buchen 
Reisen oder verschicken Bilder 
über ihr Smartphone. Warum 
also nicht auch digital auf die 
eigenen Gesundheitsdaten zu-
greifen und diese mit den be-
handelnden Personen in Praxen 
und Kliniken teilen?

Informationen können
im Zweifel Leben retten 

Tatsächlich sind viele Fach-
leute sich darin einig, dass die 
elektronische Patientenakte 
(ePA) zu einer schnelleren und 
besseren Versorgung von Men-
schen beitragen kann. Der Aus-
tausch von Röntgenbildern auf 
CD und das Faxen von Befun-
den würden dann der Vergan-
genheit angehören. Auch käme 
es seltener zu doppelten Unter-
suchungen, weil etwa vorherige 
Ergebnisse nicht bekannt sind. 

Das sieht auch der Grünen-
Gesundheitsexperte Dr. Janosch 
Dahmen so. Er sagte der Deut-
schen Presse-Agentur, die digi-
tale Patientenakte könne Leben 
retten, weil sie Ärzt*innen sofort 
alle wichtigen Informationen 
zur Verfügung stelle. Sie müsse 
daher zum Standard werden. 

Gesundheitsdaten sollen 
auch der Forschung dienen

Genau das beabsichtigt nun 
auch das Bundesgesundheits-
ministerium in Berlin. Dessen 
oberster Dienstherr will zeitnah 
ein Digitalgesetz vorlegen, das 
die ePA bereits Ende 2024 ver-
pflichtend macht. Wer dies für 
sich nicht in Anspruch nehmen 

will, müsste der elektronischen 
Akte aktiv widersprechen.

Bundesminister Lauter-
bach will mit seiner Initiative 
gleichzeitig auch unterschied-
liche Daten von Patient*innen 
zusammenführen und diese 
pseudonymisiert für Wissen-
schaft und Industrie verfügbar 
machen. Das soll künftig die 
Forschung etwa im Bereich der 
Krebstherapie voranbringen.

Blick auf den Datenschutz
bereitet oftmals Sorge

Dieses Sammeln von Daten 
und ein befürchteter Kontroll-
verlust dürften Gründe dafür 
sein, dass viele Menschen in 
Deutschland der E-Akte noch 
skeptisch gegenüberstehen. 
Dahmen warnt daher als Arzt 
und als Gesundheitspolitiker 
davor, den Datenschutz und 
den Schutz der Gesundheit ge-

geneinander auszuspielen. Er 
forderte zuletzt einen „natio-
nalen Gesundheitsdatenraum“ 
und Investitionen in eine digi-
tale Infrastruktur in öffentlicher 
Hand. Dies solle neben der IT-
Sicherheit auch gewährleisten, 
eine entsprechende Anwen-
dung praktikabel zu machen.

Konkrete gesetzliche
Regelungen stehen noch aus 

Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach sicherte zu, 
dass Versicherte auch mit der 
elektronischen Patientenakte 
die Kontrolle über ihre Daten 
behielten. Der SPD-Politiker 
wolle hierzu in den nächsten 
Wochen ein „Gesundheitsda-
tennutzungsgesetz“ vorlegen. 
Inwieweit dieses auch Perso-
nen berücksichtigt, die weniger 
technikaffin sind, bleibt abzu-
warten. Joachim Schöne

Elektronische Patientenakte soll schnellere und bessere Versorgung ermöglichen

Wie ist die Medikation, besteht eine Allergie? In einer elektronischen 
Patientenakte wären diese Informationen auf einen Blick verfügbar.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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Sie diskutierten zum Bei-
spiel über die Einführung ei-
nes Sozialtickets, den Erfolg 
der „Gemeindeschwester Plus“ 
oder die Förderung alternativer 
Wohnprojekte, damit im Alter 
möglichst niemand einsam ist. 
Darüber hinaus brachte der 
Verband Ideen an wie Inklu-
sionstaxis als Bestandteil von 
Mobilitätskonzepten auch im 
ländlichen Raum und eine So-
zialrechtsberatung auf Rädern. 

Neben dem Thema Rente und 
Generationensicherheit waren 
sich alle einig, dass nun end-
lich die Kindergrundsicherung 
kommen müsse, damit Kinder 
zu haben nicht für viele Fami-
lien Armut bedeutet. 

Sprachen über Lösungsansätze für soziale Probleme, bundesweit 
und in Rheinland-Pfalz (v. li.): Michaela Engelmeier, Ministerpräsi-
dentin Malu Dreyer und SoVD-Landesgeschäftsführer Christian Dirb.

SoVD im Gespräch

Zu seinem 1. Parlamentari-
schen Frühstück hatte das Bünd-
nis „Sorgearbeit fair teilen“ im 
Gleichstellungsmonat März in 
Berlin eingeladen. Der SoVD ge-
hört dem Bündnis an. So nahmen 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier und Dr.in Simone 
Real, stellvertretende Abtei-
lungsleiterin Sozialpolitik und 
frauenpolitische Referentin, teil.

Vertretende aus Politik und 
Verwaltung diskutierten an drei 
Thementischen, wie die Sorgelü-

Mit der rheinland-pfälzischen 
Ministerpräsidentin Malu Drey-
er (SPD) sprachen die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier und Christian Dirb, 
Landesgeschäftsführer des 
SoVD Rheinland-Pfalz / Saar-
land, in herzlicher Atmosphäre. 

Diskussion mit 
Abgeordneten 
zu Sorgearbeit

Konzepte bei 
Malu Dreyer 
vorgestellt

cke zwischen Männern und Frau-
en zu schließen sei. Den Rahmen 
boten die Bündnisforderungen 
zu Elterngeld, Steuerklassen und 
Lohnersatz in Pflegephasen.

Foto: Staatskanzlei

Hin und Her bei Finanzierung
Die Pflegeversicherung steckt finanziell in der Klemme. Verantwortlich dafür sind unter anderem 

Ausgaben in der Pandemie oder auch Rentenversicherungsbeiträge für pflegende Angehörige. Weil es 
von Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) keine Steuergelder gibt, setzt die Bundesregierung 
ausschließlich auf höhere Beiträge für die Versicherten. Dagegen kündigte der SoVD Widerstand an.

Immerhin: Der Entwurf eines 
Gesetzes zur Unterstützung und 
Entlastung in der Pflege bringt 
im Koalitionsvertrag vereinbar-
te Verbesserungen auf den Weg. 
Vorgesehene Zusagen zur Fi-
nanzierung dagegen halten die 
Regierungsparteien nicht ein. 

Budget für Kurzzeit- und 
Verhinderungspflege 

Zum Januar des kommenden 
Jahres steigen die ambulanten 
Pflegeleistungen um fünf Pro-
zent. Die Zuschüsse zu den Ei-
genanteilen in der stationären 
Pflege erhöhen sich sogar um 
bis zu zehn Prozent. Gleichzei-
tig fasst der Gesetzentwurf die 
einzelnen Beträge für Verhin-
derungs- und Kurzzeitpflege zu 
einem Jahresbudget zusammen. 
Genau das hatte unter anderem 
der SoVD seit Jahren gefordert.

In einer ersten Einschätzung 
begrüßte der Sozialverband 
auch geplante Verbesserungen 
etwa beim Pflegeunterstüt-
zungsgeld. Wer aufgrund einer 
akut aufgetretenen Pflegesi-

tuation der Arbeit fernbleiben 
muss, kann diese Lohnersatz-
leistung künftig zehn Tage pro 
Jahr in Anspruch nehmen. 

Trotz positiver Einzelmaß-
nahmen zieht der SoVD mit 
Blick auf das geplante Gesetz 
ein sehr nüchternes Fazit. Denn 
dieses gehe die grundsätzli-
chen Probleme der Pflegeversi-
cherung schlicht nicht an.

Bundesfinanzminister stellt 
keine Steuermittel bereit

Anders als im Koalitions-
vertrag vereinbart sind für die 
geplanten Maßnahmen nun 
keine Steuergelder eingeplant. 
Der Bund steht weder zu seiner 
Zusage, den pandemiebeding-
ten Mehraufwand von 5,5 Mil-
liarden Euro zu erstatten, noch 
übernimmt er die Rentenversi-
cherungsbeiträge für pflegende 
Angehörige von rund 3,7 Milli-
arden Euro jährlich. In beiden 
Fällen handelt es sich jedoch 
um gesamtgesellschaftliche 
Aufgaben und somit um versi-
cherungsfremde Leistungen.

Für die finanzielle Schieflage 
der Pflegeversicherung stehen 
also allein die Versicherten ge-
rade. Sie haften für das struktu-
relle Defizit und für alle geplan-
ten Verbesserungen mit weiter 
steigenden Beiträgen.

SoVD erinnert Bund und 
Länder an deren Pflicht

Bereits zum 1. Juli dieses Jah-
res steigt der Beitragssatz zur 
Pflegeversicherung. Doch daran, 
dass dies mittelfristig Probleme 
löst, glaubt das Bundesgesund-
heitsministerium anscheinend 
selbst nicht. Es möchte den Bei-
tragssatz künftig per Rechtsver-
ordnung am Bundestag vorbei 
anpassen – weitere Erhöhun-
gen sind programmiert.

Der SoVD hält das für unde-
mokratisch. Er fordert den Bund 
zur Bereitstellung von Steuer-
mitteln auf und erwartet von 
den Ländern, dass diese ihrer 
Pflicht zur Finanzierung der In-
vestitionskosten und der Ausbil-
dungskosten in der Pflege nach-
kommen. Joachim Schöne

Pflegeversicherung erhält keine Bundesmittel – Versicherte zahlen die Zeche

Die Koalition will die Pflegeversicherung stärken, Steuergelder vom Bund soll es aber nicht geben.
Fotos: gemenacom, vvoe / Adobe Stock; Montage: SoVD

Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) machte 
vor Kurzem noch einmal den 
Stellenwert der UPD deutlich. 
Er sagte: „Die Unabhängige 
Patientenberatung leistet mit 
ihrem Informations- und Bera-
tungsangebot einen wichtigen 
Beitrag, um sich im Gesund-
heitssystem zurechtzufinden.“ 
Mit Beginn des kommenden 
Jahres soll sich die UPD die-
sen Aufgaben nun als Stiftung 
bürgerlichen Rechts widmen. 
So sieht es ein im März verab-
schiedetes Gesetz vor. Dadurch, 
so Lauterbach, werde die bis-
herige Beratungsform in eine 
staatsferne und unabhängige 
Struktur überführt.

Weit weniger optimistisch 
sieht dagegen die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmei-
er diese Entwicklung. Sie kritisiert den jetzt eingeschlagenen Weg: 
„Wir sind alarmiert, dass die Patientenorganisationen nicht die Trä-
gerschaft übernehmen, sondern nur mit sieben von 15 Stimmen 
im Stiftungsrat beteiligt werden sollen. Damit ist nicht garantiert, 
dass die Beraterverbände überhaupt Beratungsleistungen anbieten 
können.“ Ohne Not werde Engelmeier zufolge dadurch auf die Kom-
petenzen von Sozialverbänden, Verbraucherzentralen und anderen 
Organisationen sowie auf ein flächendeckendes Beratungsangebot 
verzichtet.

Um den Aufbau der Stiftung 
und um deren Finanzierung soll 
sich der GKV-Spitzenverband 
kümmern. Dagegen äußerte der 
SoVD starke Bedenken, da die 
Krankenkassen oftmals selbst 
Gegenstand der Beratung sind. 
Als eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe sollte die UPD 
vielmehr aus Steuermitteln fi-
nanziert werden. jos

Kritik an der „neuen“ 
Patientenberatung

SoVD bezeichnet Gesetz zur UPD als unsolidarisch

Die Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD) soll bei 
Fragen zur Gesundheit weiterhelfen. Diese Aufgabe übernimmt bis-
her eine Callcenter-Firma. Nun aber will die Politik die UPD neu 
aufstellen. Das hierzu vom Bundestag verabschiedete Gesetz ist 
nach Meinung der SoVD-Vorstandsvorsitzenden Michaela Engel-
meier jedoch alles andere als im Interesse der Ratsuchenden.

Wie unabhängig kann eine von 
den Krankenkassen finanzierte 
UPD künftig beraten?

Foto: contrastwerkstatt / Adobe Stock

Eine ausführliche Stellung-
nahme des SoVD zu dem Entwurf 
des Gesetzes finden Sie auf der 
Homepage des Verbandes unter: 
www.sovd.de. Klicken Sie dort im 
Menü „Politik“ auf den Bereich 
„Gesundheit“!

Info
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Denn das sind wichtige Werte einer funktionierenden Gesell-
schaft. Die theoretischen Vorstellungen davon will der SoVD aber 
mit Leben füllen: Der Tag zeigt inklusives und vielfältiges Mitein-
ander und schafft Begegnungen zwischen Menschen. Gemeinsa-
mes Erleben kann Vorurteile abbauen und Einstellungen ändern! 

Mitmachen können alle Gliederungen des SoVD. So organisiert 
zum Beispiel der Landesverband Berlin-Brandenburg im Rahmen 
des „tag des wir“ wieder seine inklusive Ruderregatta. Weitere An-
regungen, mit welchen regionalen Aktionen oder Projekten die 
Landes-, Kreis- und Ortsverbände rund um das Datum dabei sein 
können, gibt es im Internet unter: www.sovd.de/tag-des-wir, etwa 
in der SoVD-Ideenbroschüre „Hand in Hand“. 

Fragen, Vorschläge und Anmeldungen gehen per E-Mail an: 
tagdeswir@sovd.de – oder per Post an den SoVD e. V., Stichwort 
„tag des wir“, Marketing, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 

Werte mit Leben füllen
Landesverbände melden Aktionen zum 21. August an

Schon zum dritten Mal veranstaltet der SoVD dieses Jahr seinen 
„tag des wir“. So macht er den 21. August zu einem Datum, das po-
sitive Beispiele für gelebte Vielfalt, Toleranz und Solidarität zeigt.

Im Alter ist die Haupteinnahme der meisten Menschen in Deutsch-
land die gesetzliche Rente. Sie muss einen angemessenen Lebens-
standard sichern. Doch um den vorigen zu halten, reicht sie selten. 
Die Rentenversicherung berät, wie man individuell vorsorgen kann.

Der Tipp der Deutschen Rentenversicherung (DRV) Bund ist, sich 
nicht ausschließlich auf die gesetzliche Rente zu verlassen, son-
dern sie mit einem privaten oder betrieblichen Vorsorgebaustein 
zu ergänzen. Um abzuklären, ob so etwas infrage kommt, können 
Versicherte kostenlos ein „Altersvorsorgegespräch“ nutzen. Dabei 
ermitteln DRV-Mitarbeitende den aktuellen Vorsorgestand und er-
klären Vorteile und Risiken der verschiedenen Möglichkeiten. Die 
DRV betont, ihr Team berate neutral und empfehle keine Produkte. 

Hierfür hat die Versicherung bundesweit Auskunfts- und Bera-
tungsstellen. Eine Stelle nahe dem eigenen Wohnort suchen und 
einen Termin machen kann man im Internet auf: www.deutsche-
rentenversicherung.de unter dem Menüpunkt „Beratung & Kon-
takt“ und dort unter „Beratung suchen und buchen“.  ele / dpa

Rentenversicherung berät  
zu eigener Vorsorge

Persönlicher Gesprächstermin in Wohnortnähe

SoVD im Gespräch

Sich und den SoVD stellte Mi-
chaela Engelmeier zudem bei 
einer der beiden Bundesvor-
sitzenden von Bündnis 90 / Die 
Grünen, Ricarda Lang, vor.

Auch hier ging es um die neue 
Kindergrundsicherung, für die 
sich der SoVD auch im großen 
Bündnis starkmacht. Lang sag-
te, es sei zielführender, erst die 
Eckpunkte eines Gesetzes zu 
verhandeln und dann die Finan-
zen. Öffentlich gebe es breite 
Zustimmung. Ziele der Grünen 
seien generell ein größerer 
Kreis Leistungsberechtigter und 
die Erhöhung des Regelsatzes.

Weitere Themen waren das 
Bürgergeld, das Deutschlandti-
cket, die Reform der Renten-
versicherung und allgemeine 
Verteilungsfragen. Engelmeier 
berichtete hier auch aus der 
SoVD-Sozialberatung über Nöte 
durch Miet- und Energiekosten.

Ricarda Lang 
(Die Grünen)
zu Absicherung

Im Bundestag gab es ein 
Kennenlernen zwischen der 
SoVD-Vorstandsvorsitzenden 
Michaela Engelmeier und dem 
Vorsitzenden der FDP-Bundes-
tagsfraktion, Christian Dürr. 

Sie sprachen über demogra-
fische Herausforderungen für 
die sozialen Sicherungssysteme, 
Migration und die Kindergrund-
sicherung. Diese werde, so Dürrs 
Einschätzung, nicht am Geld 
scheitern, selbst wenn im Haus-
halt derzeit 70–80 Milliarden 

Treff mit FDP-
Fraktionschef 
Christian Dürr

Der SoVD sprach mit der FDP über Sozialleistungen: Sozialpolitik-
Abteilungsleiter Fabian Müller-Zetzsche, Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier und der Fraktionsvorsitzende Christian Dürr.

Barrierefreiheit jetzt umsetzen!
Zu einer Konferenz kamen die Verkehrsminister*innen der 16 Bundesländer Ende März zusammen.

Neben dem 49-Euro-Ticket standen auch Hilfen für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) auf 
der Tagesordnung. Hierzu forderte das Bündnis sozialverträgliche Mobilitätswende, an dem auch der 
SoVD beteiligt ist, Barrierefreiheit im ÖPNV endlich flächendeckend umzusetzen.

Ausgerechnet der oberste 
Verkehrsminister fehlte bei der 
Konferenz. Bundesverkehrsmi-
nister Volker Wissing (FDP) hatte 
seine Teilnahme bereits im Vor-
feld abgesagt. Dennoch nahm 
ihn das Bündnis sozialverträg-
liche Mobilitätswende eben-
so in die Pflicht wie auch die 
politisch Verantwortlichen auf 
Landesebene. Der Zusammen-
schluss aus Gewerkschaften, 
Umwelt- und Sozialverbänden 
und der Evangelischen Kirche in 
Deutschland setzt sich für eine 
inklusive Mobilität ohne Bar-
rieren ein – und das sowohl in 
der Stadt als auch in ländlichen 
Regionen.

Ein „Ticket für alle“ kommt,
doch viele Hürden bleiben

Zwar wurde bei dem Treffen 
der Verkehrsverantwortlichen 
auch über das 49-Euro-Ticket 
diskutiert. Eine solche Monats-
karte zum einheitlichen Tarif 
sei durchaus zu begrüßen. Doch 
was nützt ein deutschlandwei-
tes Ticket, wenn vielen Men-
schen weiterhin der Zugang  zu 
öffentlichen Verkehrsmitteln 
verwehrt bleibt?

Das Bündnis kritisiert, dass es 
noch immer an schwellen- und 
stufenfreien Zugängen zu allen 
Bussen, Bahnen und Bahnhö-
fen fehlt. Auch Stellplätze für 
Rollstühle und Kinderwagen 
seien nach wie vor Mangelwa-
re. Zudem gebe es nur verein-
zelt taktile Blindenleitsysteme 
– von deutlich wahrnehmba-
ren Ansagen innerhalb und au-
ßerhalb der Fahrzeuge einmal 
ganz zu schweigen.

Nachdrücklich unterstützt 
das Bündnis die Forderung sei-
nes Mitgliedsverbandes VdK. 
Dieser veranschlagt notwendi-
ge Investitionen in Höhe von 
15 bis 20 Milliarden Euro, um 
die notwendige Barrierefrei-
heit umzusetzen. Dies könne im 
Rahmen des geplanten Ausbau- 
und Modernisierungspaktes für 
den ÖPNV erfolgen.

Barrierefreiheit definieren,
verbindliche Ziele benennen

Nach Überzeugung des Bünd-
nisses brauche es zudem eine 
allgemeingültige Definition von 
Barrierefreiheit sowie konkrete 
Maßnahmen und verbindliche 
Kennzahlen, um den Fortschritt 
zu messen. Bund und Länder 
müssten zudem die jeweiligen 
Zuständigkeiten und den Zeit-
plan der Umsetzung klären. 
Denn ohne verbindliche Ziele 
blieben Millionen Menschen 

weiterhin von selbstbestimmter 
Mobilität und sozialer Teilhabe 
ausgeschlossen. Nur mit klaren 
Leitplanken und entsprechen-
den Mitteln könne der Ausbau- 
und Modernisierungspakt zum 
überfälligen Meilenstein für 
eine inklusive Mobilität wer-
den. Joachim Schöne

Bündnis fordert Investitionen, damit alle Menschen Bus und Bahn fahren können

Ebenerdige Eingänge ermöglichen allen den Einstieg, Leitsysteme 
bieten Orientierung – Mobilität könnte so einfach sein.

Foto: elypse / Adobe Stock

Der SoVD engagiert sich seit 
2021 in dem Bündnis sozialver-
trägliche Mobilitätswende. Denn 
für den Verband schließen sich 
soziale Gerechtigkeit und Klima-
schutz nicht aus, sondern gehören 
zusammen. Neben einem Ausbau 
des barrierefreien öffentlichen 
Nahverkehrs fordert der SoVD 
auch, steigende Energiepreise bei 
den Sozialleistungen stärker zu 
berücksichtigen.

Info

Euro fehlten. Wichtig sei ein sehr 
einfaches Beantragen.

Zur Inflation ging Dürr davon 
aus, sie werde sich 2023 einpen-
deln. Engelmeier sprach noch 
mehr an, etwa eine Übergewinn-
steuer, um eine bessere Pflege-
versicherung zu finanzieren.
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www.sovd.de/inklusionslauf

Einsatz gegen ungleiche Bezahlung, v. li: Arbeitsminister Hubertus 
Heil (SPD), DGB-Vorsitzende Yasmin Fahimi, Barbara Lazaris vom 
Landesvorstand des SoVD NRW, SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier und SoVD-Bundesfrauensprecherin Jutta König.

Foto: Wolfgang Borrs

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) war ebenso vor Ort; 
man tauschte sich zum Thema aus. Der Equal-Pay-Day-Protest gilt 
der Ungerechtigkeit, dass Frauen weniger verdienen als Männer. 
Immer noch klafft zwischen ihnen eine Lohnlücke von 18 Prozent. 

Klare Forderungen brachte der SoVD zum Aktionstag mit. Eine 
ist, Gehälter beim Arbeitgeber endlich wirklich erfahren und somit 
vergleichen zu können. Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmei-
er erklärte: „Wir fordern, dass das Entgelttransparenzgesetz weiter-
entwickelt wird. Die Mängel hinsichtlich des Auskunftsanspruches, 
des Prüfverfahrens und der Berichtspflicht sowie einer fehlenden 
Möglichkeit zur Verbandsklage müssen behoben werden.“ So müs-
sen bisher nur Unternehmen ab 200 Beschäftigten Auskunft geben. 
Gerade in kleineren Betrieben ist der Frauenanteil am höchsten.

Zudem widmete SoVD.TV der Gleichstellung im Arbeitsleben 
zwei Sendungen mit spannenden Gästen: am 4. März „Frauen an die 
Macht“ und am 11. März „Frauen mit Behinderung“. Online kann man 
sie noch sehen, auf Youtube im Kanal „SoVDTV“ oder auf www.sovd.
de/gleichstellungsmonat, wo es auch das Forderungspapier gibt.

Protest am Equal Pay Day 
SoVD mit dem DGB vor dem Brandenburger Tor

Am 7. März, dem Tag der Entgeltgleichheit, unterstützte der SoVD 
in Berlin am Brandenburger Tor eine Aktion des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB). Zusammen noch stärker, sind sie sich einig in 
der Forderung: Gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit!

Junge Menschen haben Ideen für die Zukunft – und können sie 
einbringen. Bei ihrem Treffen sammelt die SoVD-Jugend in Ge-
sprächsrunden und Workshops Vorschläge für mehr Barrierefrei-
heit, bessere Bildung und Klimaschutz. Ziel ist ein Positionspapier 
für die Entscheider*innen in der Politik rund um deren „Jugend-
strategie“. Daneben winkt an dem Wochenende aber wie immer 
auch Spaß in der Gemeinschaft, etwa im Zoo und bei einer Party.

Bundesjugendvorsitzender Sebastian Freese und das Jugendrefe-
rat haben per Post eingeladen. Teilnehmen dürfen aber alle SoVD-
Mitglieder bis 27 Jahre. Fragen stellen und sich anmelden kann man 
bis zum 21. April – am besten per E-Mail an: sozialpolitik@sovd.de.

Ideen junger Menschen
Bundesjugendtreffen Ende Mai – jetzt anmelden!

„Jugend.Macht.Zukunft.“ So lautet das Motto des diesjährigen 
SoVD-Bundesjugendtreffens. Vom 26. bis zum 28. Mai kommen 
junge Mitglieder in der Bundesgeschäftsstelle in Berlin zusammen.

Sozialwahl – darum geht es
Die Deutsche Rentenversicherung Bund und die Ersatzkassen rufen rund 52 Millionen Menschen dazu 

auf, sich an der Sozialwahl zu beteiligen. Dabei wählen Versicherte und Rentner*innen die Personen, 
die in den nächsten sechs Jahren in den Sozialparlamenten ihre Interessen zu den Themen Gesundheit 
und Rente vertreten. Stichtag für die Stimmabgabe ist der 31. Mai.

Nach den Wahlen zum Bun-
destag und zum Europäischen 
Parlament ist es die drittgrößte 
Wahl in Deutschland. Und doch 
steht sie weit weniger im Ram-
penlicht. Bei der letzten Sozial-
wahl machten gerade einmal 30 
Prozent der Wahlberechtigten 
von ihrem Stimmrecht Gebrauch. 
Vielleicht liegt das auch an feh-
lender Information. Worum geht 
es also eigentlich genau?

Sozialparlament regelt 
Fragen der Mitbestimmung

Der Grundgedanke ist einfach: 
Wer Beiträge zur Renten- oder 
Krankenversicherung zahlt, soll 
auch mitbestimmen dürfen, 
was mit dem Geld geschieht. 
Zur Wahl stehen jedoch keine 
politischen Parteien. Auf Listen 
kandidieren Personen, die selbst 
bei der Deutschen Rentenversi-
cherung (DRV) Bund oder einer 
Ersatzkasse versichert sind. Sie 
arbeiten ehrenamtlich und sind 
allein den Versicherten ver-
pflichtet. Je mehr Stimmen eine 
Liste erhält, desto mehr Sitze 
bekommt sie dann auch im je-
weiligen Sozialparlament.

Als Sozialparlament be-
zeichnet man die Vertreterver-
sammlung bei der DRV Bund 
beziehungsweise den Verwal-
tungsrat bei den Ersatzkassen. 
Diese Gremien entscheiden dar-
über mit, was mit den Geldern 
der Versicherten geschieht und 

welche Leistungen Versicherte 
erhalten. Die Sozialparlamente 
wählen zudem die Mitglieder 
des Vorstandes und beschlie-
ßen den jeweiligen Haushalt. 
Weil hierbei die Interessenver-
tretung aus den Reihen der Ver-
sicherten selbst erfolgt, nennt 
man dieses Konstrukt auch so-
ziale Selbstverwaltung.

Stimmzettel ausfüllen und 
rechtzeitig zurückschicken

Bei der Sozialwahl handelt 
es sich traditionell um eine 
Briefwahl. Alle Unterlagen hier-
zu kommen im April per Post. 
Wahlberechtigte müssen diese 
dann ausgefüllt bis zum 31. Mai 
zurücksenden. Versicherte der 
gesetzlichen Krankenkassen 
können in diesem Jahr erstmals 
auch online wählen. 

Die Sozialwahl ist barrierefrei. 
Blinde und sehbeeinträchtigte 
Menschen erhalten über ihren 
jeweiligen Sozialversicherungs-
träger CDs und Wahlschablonen 
mit Brailleschrift. jos

Weitere Informationen finden Sie 
online unter: www.sozialwahl.de.

Versicherte bestimmen die Zusammensetzung der sozialen Selbstverwaltung

Briefkasten oder Wahlurne? An 
der Sozialwahl kann man sich in 
diesem Jahr per Post sowie erst-
mals auch online beteiligen.
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Interview

___Wenn Sie erklären müssen, 
warum die Sozialwahl wichtig 
ist – was sagen Sie dann?

Nun, diese Wahlen entscheiden 
über die Zusammensetzung der 
Sozialparlamente. Die Vertreter 
und Vertreterinnen dort treffen im 
Rahmen der sozialen  Selbstver-
waltung wichtige Entscheidungen. 
Das macht also nicht der Staat. 
Und darüber mitzuentscheiden, 
sollte uns allen am Herzen liegen. 
Denn wir wollen ja schließlich, 
dass mit unserem Geld vernünftig 
und gut umgegangen wird. Das 
Bewusstsein dafür möchte ich 
gerne stärken. 

___Können Sie sich dieses 
mangelnde Bewusstsein irgend-
wie erklären?

Für die meisten Versicherten 
dürfte es zunächst einmal wich-
tig sein, dass sie im Renten- oder 

Krankheitsfall eine benötigte 
Leistung auch erhalten. Diese 
wird prinzipiell zwar durch ent-
sprechende Gesetze geregelt. Dar-
über hinaus besteht aber auch in-
nerhalb der Selbstverwaltung ein 
hoher Gestaltungsspielraum. 

___Haben Sie vielleicht ein 
Beispiel, wie sich das äußert?

Es ist zum Beispiel gar nicht 
so einfach, einen Rentenantrag 
zu stellen. In Deutschland haben 
wir aber flächendeckend ein Netz 
von ehrenamtlich Beratenden, die 
sich gut auskennen und einen 
tollen Job machen. Diese Leute 
sind nicht vom Himmel gefallen, 
sondern wurden von der Selbst-
verwaltung bestimmt.

Ganz konkret wird es in dem 
Fall, wenn ein Antrag auf eine 
Leistung abgelehnt wird. Legen 
Betroffene dagegen Widerspruch 

ein, dann entscheiden über diesen 
nicht etwa die Beschäftigten der 
Deutschen Rentenversicherung, 
sondern eben genau die Leute, die 
man bei der Sozialwahl gewählt 
hat. Ich kann also nur inständig 
dazu aufrufen, an dieser Wahl 
teilzunehmen.

 Interview: Joachim Schöne

„Gute Leute fallen nicht vom 
Himmel, sie werden gewählt“

Peter Weiß gehörte über zwei Jahrzehnte dem Deutschen Bundestag an. Dort war er unter anderem 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der CDU / CSU-Bundestagsfraktion. Seit 2021 ist er 
Bundeswahlbeauftragter für die Sozialversicherungswahlen. Über diese Funktion und die Bedeutung 
der sozialen Selbstverwaltung allgemein sprach Peter Weiß mit der SoVD-Zeitung.

Peter Weiß
Foto: Claudia Thoma
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„Freunschaft macht glücklich“
Haben Sie das fehlende „D“ in der Überschrift entdeckt? Die Botschaft stammt aus der Jubiläums-

ausgabe der Zeitschrift „Ohrenkuss“. Dort spielen Rechtschreibung und Grammatik keine Rolle. Denn 
alle Autor*innen haben das Down-Syndrom. Was sie schreiben, bleibt echt und unverfälscht.

Als sie beim „Ohrenkuss“ an-
fing, dachten viele, dass alle 
Menschen mit Down-Syndrom 
nicht lesen und schreiben kön-
nen, berichtet Teresa Knopp. 
Diese falsche Vorstellung be-
gegne ihr jetzt nicht mehr. 
Aber dass sie von Unbekannten 
manchmal geduzt werde, kom-
me noch immer vor und ärgere 
sie. Teresa Knopp wünscht sich 
deshalb mehr Aufklärung über 
das Down-Syndrom.

Bei diesem existiert das Chro-
mosom 21 in aller Regel dreimal 
statt zweimal. Das Down-Syn-
drom wird daher auch Trisomie 
21 genannt. Es geht mit unter-
schiedlich ausgeprägten Behin-
derungen einher.

Bereits seit 25 Jahren gibt es 
den „Ohrenkuss“, im März er-
schien die Jubiläumsausgabe 
mit Beiträgen aus zahlreichen 

europäischen Ländern. Inhalt-
lich dreht sich in dem aktuel-
len Heft alles um das Thema 
Freundschaft. Hierzu schreibt 

etwa Teresa Knopp: „Freunde 
zu haben ist ein richtiger Gold-
schatz, den man nicht direkt fin-
den kann.“ jos / dpa

„Ohrenkuss“ – das Magazin von Menschen mit Down-Syndrom wird 25 Jahre alt

Dem Team von „Ohrenkuss“ liegt unter anderem eine Botschaft am 
Herzen: „Dass Menschen mit Down-Syndrom klug sind.“

Foto: Michael Bause / www.ohrenkuss.de

Einsamkeit kann krank machen
Einsamkeit ist ein subjektives Gefühl, das Menschen jeden Alters empfinden können. Betroffene lei-

den oftmals darunter, dass sie weniger Kontakt zu anderen Menschen haben, als sie sich das wünschen 
würden. Auf lange Sicht macht das nicht nur unglücklich, sondern sogar krank. Das Kompetenznetz 
Einsamkeit zeigt mögliche Auswege und listet einige Hilfsangebote auf.

Jede zehnte in Deutschland 
lebende Person fühlt sich oft 
oder sogar sehr oft einsam. Das 
ist das Ergebnis aus zahlreichen 
Umfragen der letzten Jahre. Stu-
dien zeigen darüber hinaus, dass 
sich diese Problematik bei Jung 
und Alt gleichermaßen durch 
die Corona-Pandemie verstärkt 
hat.

Einsam sind all jene, 
die sich einsam fühlen

Prof. Dr. Maike Luhmann ist 
Psychologin und Einsamkeits-
forscherin. Sie definiert Einsam-
keit als „eine wahrgenommene 
Diskrepanz zwischen den ge-
wünschten und den tatsächli-
chen sozialen Beziehungen“. 
Demnach ist das subjektive 
Empfinden der beste Maßstab 
für die Frage, ob man einsam ist 
oder nicht.

Unabhängig von den oftmals 
sehr individuellen Ursachen 
steht fest, dass chronische Ein-
samkeit in jedem Fall die Le-
bensqualität senkt. Sie steht zu-
dem im Verdacht, Erkrankungen 
wie Demenz, Schlafstörungen 
und Herz-Kreislauf-Probleme 
zu begünstigen. Das macht Ein-
samkeit nicht nur zu einem ver-
einzelten Phänomen, sondern 
zu einer Aufgabe für die ganze 
Gesellschaft und für die Politik. 

Im vergangenen Jahr startete 
Bundesfamilienministerin Lisa 
Paus (Bündnis 90 / Die Grünen) 
daher einen Beteiligungspro-
zess, um dem Phänomen Ein-
samkeit stärker zu begegnen. 

Unabhängig vom Alter:
Kontaktpflege bleibt wichtig 

An einer Konferenz hierzu 
nahmen im vergangenen Jahr 
rund 200 Interessierte und For-
schende sowie Vertreter*innen 
aus Sozial- und Wohlfahrtsver-
bänden teil. Dabei zeigte sich, 
dass es nicht die eine Antwort 
auf die Linderung empfundenen 

Leidens gibt. Denn Einsamkeit 
ist so vielseitig wie die Men-
schen selbst.

Am wichtigsten aus der Sicht 
von Forscherin Luhmann ist die 
Prävention. Gerade Ältere soll-
ten sich, soweit möglich, recht-
zeitig ein Netz an Beziehungen 
und Kontakten aufbauen und 
erhalten. jos

Unter: www.sovd-gemeinsam.
de können Sie sich online über 
die Kampagne „Gemeinsam ge-
gen einsam“ informieren; Ange-
bote zur Hilfe gibt es unter: www.
kompetenznetz-einsamkeit.de.

Gesellschaftliches Phänomen muss auch politisch mehr Beachtung finden

Der Mensch ist nicht dafür gemacht, allein zu leben. Fehlt das 
soziale Umfeld, leiden Betroffene oftmals unbemerkt im Stillen.

Foto: ReNi / Adobe Stock

Ende Februar fand in der Deutschen Eishockey Liga (DEL) der 
Inklusionsspieltag statt. Beim Spiel der Fishtown Pinguins Bre-
merhaven gegen die Kölner Haie war Nordic CAMPUS, das Berufs-
bildungswerk des SoVD im Nordwesten, als Kooperationspartner 
dabei. Auszubildende und Beschäftigte des Nordic CAMPUS wa-
ren in der ausverkauften Eis-Arena überall dabei. Auf dem Eis mit 
dem Stadionsprecher und Maskottchen Kralli, aber auch beim VIP-
Einlass, im Fanshop und beim Gewinnspiel leisteten sie tatkräftig 
Unterstützung. 

Sportlich war der Tag ein großer Erfolg. Nach Rückstand gelang 
der Heimmannschaft ein fulminanter 5:2-Sieg. Für Nordic-CAMPUS-
Geschäftsführer Dr. Thorben Möller eine perfekte Analogie zur Ar-
beit der Bildungseinrichtung: „Das ist genau das, wofür der Nordic 
CAMPUS steht: Auch, wenn man es anfangs schwer hat, strauchelt 
oder fällt, helfen wir jungen Menschen mit Handicap, wieder auf-
zustehen und ihren Weg in ein eigenständiges Leben zu meistern“. 

Inklusion bricht das Eis
DEL-Inklusionsspieltag mit dem Nordic CAMPUS

Das Bremerhavener Eishockey-Team Fishtown Pinguins und das 
SoVD-Berufsbildungswerk Nordic CAMPUS in Bremen sind bereits 
seit Langem Kooperationspartner. Besonders sichtbar wurde dies 
zuletzt wieder beim Inklusionsspieltag. 

Sport ist für alle da. Nordic CAMPUS unterstützte den Inklusions-
spieltag der DEL in Bremerhaven. 

Sport ist vielfältig und für alle da. Die alle zwei Jahre stattfin-
denen Special Olympics World Games sind das weltweit größte 
Sportevent für Menschen mit geistiger und mehrfacher Behinde-
rung. Dieses Jahr richtet Berlin die Sommerspiele aus. Dabei tref-
fen etwa 7.000 Sportler*innen aus 174 Ländern aufeinander. In 26 
unterschiedlichen Disziplinen 
kämpfen sie um Medaillen. Dazu 
gehören Leichtathletik, Rad-
sport, Schwimmen, Tischtennis 
oder Reiten. In einigen Diszip-
linen gibt es erstmals „Unified“-
Klassen, in denen Menschen mit 
und ohne Behinderungen im 
Team antreten, beispielsweise 
als Doppel beim Tennis. 

Die Wettbewerbe finden im 
ganzen Stadtgebiet statt, etwa 
direkt am Alexanderplatz und 
auf der Straße des 17. Juni sowie 
im Olympiapark. 

Mehr Informationen und Ti-
ckets für einzelne Tage oder die 
komplette Woche gibt es unter: 
www.berlin2023.org.  str

Special Olympics im Juni
Weltweites Sportereignis erstmals in Deutschland

Vom 17. bis zum 25. Juni finden in Berlin die Special Olympics 
World Games statt. Athlet*innen mit geistiger und mehrfacher 
Behinderung messen sich in 26 verschiedenen Sportarten in im 
gesamten Stadtgebiet. 

Auch Gymnastik gehört dazu. 
Foto: World Games Berlin 2023
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Gleich QR-Code  

scannen und  

anmelden!

Wechseln Sie zum E-Paper!
Seit zwei Jahren können sich Mitglieder für den Wechsel zur digita-
len SoVD-Zeitung entscheiden. Viele haben dies bereits getan und 
erhalten ihre Mitgliederzeitung schnell und bequem auf ihr Tablet 
oder Smartphone. Sie schonen dabei auch unsere Umwelt.  
Ihr Vorteil: Als E-Paper ist die SoVD-Zeitung schneller bei Ihnen als 
im Postversand. Zudem enthält das E-Paper alle Landesbeilagen, 
und weiterführende Links und Videos in Artikeln.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Webseite ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smartphone. 
Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über den Code  

halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen können. 
Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert ist,  

finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.
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„Equal Pay Day“: SoVD demonstriert in Hannover
Umsonst arbeiten? Für Frauen in Niedersachsen ist das leider 66 Tage im Jahr die traurige Realität. Denn: Noch immer verdienen sie im Durchschnitt 18 Prozent weniger 

als ihre männlichen Kollegen, obwohl sie gleiche oder gleichwertige Arbeit leisten. Umgerechnet auf Arbeitstage bedeutet das: Frauen arbeiteten vom 1. Januar an 66 
Tage umsonst. Somit fiel der Tag der Entgeltgleichheit 2023 auf den 7. März. Diesen Aktionstag, den „Equal Pay Day“, nahm der SoVD in Niedersachsen zum Anlass, um 
bei einer Demonstration vor dem Sozialministerium auf die weiterhin bestehende Lohnungleichheit hinzuweisen und seine Forderungen an die Politik zu übergeben.

Fotos: Lennart Helal

Zahlreiche SoVD-Engagierte aus Orts- und Kreisverbänden in Hannover und Niedersachsen demon - 
strierten bei Kälte und Schneefall auf dem Hannah-Arendt-Platz.

Niedersachsen

Als Symbol für die Ungleichheit übergab Roswitha Reiß (links) an Ulrike Westphal als Vertreterin des 
Sozialministeriums „ein Stück Ungerechtigkeit“: eine Torte, bei der 18 Prozent fehlten.

NDS

Roswitha Reiß skizzierte in ihrer Rede Ursachen für Lohnungleich-
heit, welche zudem oft zur Altersarmut von Frauen führen.

Große Präsenz zeigten die Demonstrierenden mit einem langen 
Banner sowie zahlreichen Luftballons und Regenschirmen, die die 
Lohnlücke optisch in Szene setzten.

„Ein Stück Ungerechtigkeit“ – 
so lautete das Motto der SoVD- 
Kundgebung. Der Sozialver-
band machte damit auf die 
Problematik aufmerksam, dass 
die Lohnlücke zwischen Frauen 
und Männern noch immer viel 
zu groß ist. „Frauen verdienen 
in Niedersachsen pro Stun-
de 18,98 Euro brutto, Männer 
dagegen über vier Euro mehr. 
Daran muss sich dringend et-
was ändern, ansonsten wer-
den immer mehr Frauen in die 
Altersarmut rutschen“, sagte 
Roswitha Reiß, Landesfrauen-
sprecherin des SoVD in Nieder-
sachsen, während der Aktion 
in Hannover. „Nur 63,5 Prozent 
der Frauen können ihren Le-
bensunterhalt durch ihren Job 
bestreiten. Bei Männern sind es 
über 77 Prozent. Das hat auch 
Konsequenzen für die Zukunft: 
Frauen, die zu wenig verdienen, 
sind akut von Altersarmut be-
droht“, unterstrich Reiß.

Forderungen des SoVD
Doch Niedersachsens größter 

Sozialverband kritisiert die ak-

tuelle Situation nicht nur, son-
dern hat auch Lösungsvorschlä-
ge. „Neben gleichem Lohn muss 
es auch endlich eine finanzielle 
Aufwertung von sogenannten 
Frauenberufen geben“, so Reiß 
weiter. Wichtig seien außer-
dem eine gleichberechtigte 
Aufteilung von Sorge- und Er-
werbsarbeit sowie eine bessere 
Unterstützung von Alleiner-
ziehenden, die aufgrund ihrer 
Situation besonders auf eine 
gerechte Bezahlung angewie-
sen seien.

Ulrike Westphal, Leiterin der 
Gleichstellungsabteilung im 
Sozialministerium, bedankte 
sich für den Einsatz des SoVD 
und die Forderungen. „Gleich-
stellung ist ein Schwerpunkt-
thema des Ministeriums“, beton-
te sie. Es sei zwar schon einiges 
erreicht worden, allerdings 
nur im Schneckentempo. „Die 
Lohnlücke ist inakzeptabel“, so 
Westphal. Deshalb gehe es da-
rum, mehr zu bewegen und die 
Probleme sichtbar zu machen. 
Nur so könnten sich Strukturen 
verändern.  sj
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„Wir lassen niemanden allein“
Mitte Februar war der Landesvorsitzende des SoVD Bremen, Joachim Wittrien, zum Gespräch beim 

Bremer Bürgermeister Andreas Bovenschulte (SPD). Beide kennen sich lange und gut – und so ergab 
sich sofort ein sehr offener Meinungsaustausch.

Drei Themen standen im 
Mittelpunkt: die Sicherheit im 
Bereich des Bahnhofes und da-
mit auch der SoVD-Landesge-
schäftsstelle, die Energiepreis-
krise und die wirtschaftlichen 
Probleme einiger Pflegeheime. 

Zum letzten Punkt mach-
te Bovenschulte klar, dass die 
Stadt sich in letzter Konse-
quenz um Menschen in Pflege-
heimen kümmern würde, deren 
Betreiber insolvent sind: „Nie-
mand muss Sorge haben, zu-
rückgelassen zu werden. Man 
muss jetzt aber erst einmal die 
in die Verantwortung nehmen, 
die die Verantwortung tragen.“ 
Das sind: Insolvenzverwalter, 
Investoren und Pflegekassen. 
Sie müssten Lösungen finden, 
die den Interessen der Bewoh-
nenden entsprechen. „Nur, 
wenn es gar keine Lösung gibt, 
muss die Stadt dafür sorgen, 
dass niemand Schaden an Leib 
und Leben nimmt“, so der Bür-
germeister. 

Strategie für Pflegeheime,  
Energiekrise und Sicherheit

Diese Festlegung begrüßte 
Wittrien sehr: „Unsere Mitglie-
der haben große Sorgen: ,Wenn 
mir so etwas passiert, was wird 
dann?‘ – Das Wort des Bürger-
meisters ist ihnen da wichtig.“ 

Zur Energiepreiskrise stimm-
ten Wittrien und Bovenschulte 
darin überein, dass sie für viele 
Menschen eine schwere Belas-
tung darstellt. Bund und Länder 
würden nach Kräften mit meh-
reren Instrumenten dagegen-
halten, so Bovenschulte – etwa 
mit den Preisbremsen für Gas, Öl 

und Holzpellets, dem Wohngeld 
Plus oder dem auf Bremer Initi-
ative vom Bundesrat beschlos-
senen Moratorium für Energie-
sperren für Verbraucher*innen, 
die ihre Rechnung nicht be-
zahlen können. Gleichzeitig 
beobachtet aber Wittrien: „Für 
unsere Mitglieder ist das keine 
leichte Situation. Den meisten 
ist aber auch sehr bewusst, dass 
ein Krieg eine noch viel schlim-
mere Situation ist.“

Hinsichtlich des Drogen- und 
Sicherheitsproblemes rund um 
den Bahnhof sei zu beobachten, 
dass die Lage sich entspannt 
habe, seit die Polizei dort ver-
stärkt auftritt, hob Wittrien her-
vor. Die Besucher*innen, aber 
auch die Beschäftigten der 
Landesgeschäftsstelle würden 
das merken – und begrüßen. 
Bovenschulte erläuterte, dass 
die Stadt mit der Doppelstra-
tegie von „Härte und Hilfe“ 

vorgehe: Härte gegenüber Dro-
gendealern, Hilfsangebote für 
Drogenabhängige, Obdachlose 
und Alkoholkranke. Zwar dür-
fe niemand erwarten, dass es 
rund um den Bahnhof eines 
Tages überhaupt keine Proble-
me mehr gebe. „Unser Ziel ist 
es aber, das auf ein Niveau zu 
bringen, mit dem die Gesell-
schaft umgehen kann.“ 

Stimme des SoVD stößt bei 
Politik auf offene Ohren

Wittrien betonte nach dem 
Gespräch, dass „Sicherheit, 
Pflege, Energiepreise für unsere 
Mitglieder sehr wichtige The-
men sind. Sie wollen sich in der 
Öffentlichkeit bewegen kön-
nen, sich ihre Wohnung leisten 
und später gut und in freundli-
cher Umgebung gepflegt wer-
den, wenn es nötig wird. Alles 
sind Themen, die sich nicht 
von allein regeln, sondern die 
bewusstes und aktives Eingrei-
fen der Politik brauchen. Daher 
freue ich mich, wenn wir dort 
auf offene Ohren stoßen.“

Bürgermeister Bovenschul-
te würdigte abschließend die 
Arbeit des SoVD ausdrücklich: 
„Der Sozialverband Deutsch-
land nimmt eine wichtige Rolle 
ein und tritt für seine Mitglie-
der ein. Er ist damit gerade in 
sozialpolitischen Fragen eine 
wichtige Stimme. Ich schätze es 
daher, wenn er nicht nur über 
Politik spricht, sondern auch 
den Kontakt in die Politik hält 
und dort mit Rat und Tat, mit 
Kritik und Information zur Ver-
fügung steht.“ 

 Quelle: Senatspressestelle

Landesvorsitzender Joachim Wittrien im Rathaus: Austausch mit Bürgermeister

Sprachen im Rathaus: Bremens Bürgermeister Dr. Andreas Boven-
schulte und der 1. Landesvorsitzende Joachim Wittrien (v. li.).

Fotos: Senatspressestelle

Ansichten
Liebe Mitglieder,

haben Sie auch den Eindruck, 
dass sich die Corona-Lage ent-
spannt und wir in ruhigeres Fahr-
wasser einbiegen? Endlich wieder 
ohne Einschränkungen die Os-
terwiese genießen, endlich wie-
der die ganze Familie zu Ostern 
einladen, endlich wieder sorglos 
bummeln? Das tut richtig gut!

Auch unserem Verbandsleben 
kommt diese Entwicklung zugute, 
denn jetzt können die alten Ak-
tivitäten wieder aufleben: Schulungen und Veranstaltungen wie vor 
Corona, und auch die Wahlen in den Kreis- und Ortsverbänden konnten 
bereits wie geplant stattfinden. 

Das freut uns besonders, denn 2023 verspricht ein spannendes Jahr 
zu werden – ein Jahr der Wahlen! Nach den Wahlen in den Kreis-
verbänden (in denen die 1. Kreisvorsitzenden übrigens einstimmig 
bestätigt wurden) schauen wir auf die Landesverbandstagung im Mai. 
Sie mündet in die Bundesverbandstagung im November.

Natürlich ist dieses Stück Normalität mit Vorsicht zu genießen, aber 
es gibt Licht am Ende des Tunnels, das finde ich sehr beruhigend.

Ich wünsche Ihnen ein schönes Osterfest! Genießen Sie den Früh-
lingsanfang!

Beste Grüße
Joachim Wittrien, 1. Landesvorsitzender

Joachim Wittrien

Möchten Sie gerne neue Kontakte knüpfen und etwas aus Ihrer 
freien Zeit machen? Suchen Sie eine neue Aufgabe?

Wer sich davon angesprochen fühlt und Näheres über die Tä-
tigkeiten erfahren möchte, wendet sich bitte an die zuständige 
SoVD-Kreisgeschäftsstelle – wir freuen uns auf Ihren Anruf!
• Kreisverbände Bremen, Bremen-Nord: Tel.: 0421 / 16 38 490,
• Kreisverband Bremerhaven: Tel.: 0471 / 28 006. 

Sich aktiv einbringen
Unterstützer*innen im Ehrenamt gesucht

Zur Unterstützung seiner Ortsverbände, die nicht nur die kultu-
rellen Angebote für ihre Mitglieder vor Ort organisieren, sucht der 
SoVD Bremen noch Interessierte.

Monatlicher Newsletter
Mitglieder, die gern einmal im Monat (außer der Sommer-

ausgabe) den Newsletter des SoVD Bremen mit Berichten, Ver-
anstaltungsterminen und  Tipps erhalten möchten, bittet der 
Landesverband um eine E-Mail an: newsletter@sovd-hb.de.

Angeregte Diskussion über aktuelle soziale Themen, die die Mit-
glieder des SoVD in Bremen besonders beschäftigen.

www.sovd-hb.de

Foto: Ulrich Müller / Adobe Stock

Landesverband
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Tagung mit Vorstandswahlen
Der Kreisverband Bremen tagte am 11. Februar im „Forum K“ des Rotes Kreuz Krankenhauses Bre-

men. Zu den Höhepunkten zählte die Wahl des neuen Vorstandes, damit auch die des Kreisvorsitzen-
den: Die Delegierten bestätigten Klaus Möhle zum zweiten Mal einstimmig als 1. Kreisvorsitzenden.

Vor der Eröffnung gedachten 
alle der Opfer der Erdbebenkata- 
strophe in der Türkei und Syrien.  
Möhle begrüßte dann die stimm-
berechtigten Mitglieder sowie 
hauptamtliche Mitarbeitende 
und Gäste. Er freute sich sehr, 
Bremens Bürgermeister Dr. And-
reas Bovenschulte (SPD) und den 
1. Landesvorsitzenden Joachim 
Wittrien willkommen zu heißen.

Nach den Grußworten und 
Geschäftsberichten verlas Uwe 
Poggenhorn, Sprecher der 
Revisor*innen, den Revisions-
bericht. Der ganze Vorstand 
wurde entlastet. 

Die Wahl ergab den neuen 
Kreisvorstand: Der 1. Vorsitzen-
de ist erneut Klaus Möhle, flan-
kiert von den beiden 2. Vorsit-
zenden Erhard Flemming und 
Marco Bockholt. Zum Schrift-
führer wurde Udo Schmidt 
gewählt, zur Schatzmeisterin 
Andrea Sedlaczek und zur Frau-
ensprecherin Rosemarie Kovač. 

Revisor*innen sind Gisela 
Nawroth, Guido Wilharm, Tho-
mas Rivero Garcia und Axel 
Stemmer. Als Beisitzer*innen 
wurden gewählt: Monika Bret-
hauer, Gonda Flemming, Gun-
dula Müller-Drefahl, Marion 

Muhs, Elke Scharff, Marianne 
Stelzenmüller, Christian Darge, 
Jürgen Höptner, Joachim Jung, 
Uwe Poggenhorn, Volker Scharff 
und Thomas Schwerdtner.

Der 1. Vorsitzende zählt auf 
die aktive Zusammenarbeit mit 
dem neu gewählten Kreisvor-
stand: „Vor uns stehen echte He-
rausforderungen“, so Möhle, „in 
diesen schwierigen Zeiten sind 
wir als SoVD gefragt! Natürlich 
bleibt die Mitgliederberatung 
Kernaufgabe, aber darüber hin-
aus müssen wir auch politische 
Orientierung bieten, sozusagen 
als Kompass in rauen Zeiten.“

Kreisverband Bremen hat gewählt – Klaus Möhle bleibt Vorsitzender

Geschäftsführender Vorstand, v. li.: Rosemarie Kovač, Marco Bock-
holt, Erhard Flemming, Andrea Sedlaczek , Klaus Möhle, Udo Schmidt.

Hier finden Sie Kontaktadressen und Ansprechpartner*innen des 
SoVD im Landesverband Bremen. Um Termine für eine Sprechstun-
de zu erhalten, wenden Sie sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle!

Landesverband / Landesrechtsabteilung /  
Kreisverband Bremen / Kreisverband Bremen-Nord

Breitenweg 10–12, 28195 Bremen, Tel.: 0421 / 16 38 490,  
E-Mail: info@sovd-hb.de.

Kreisverband Bremerhaven
Barkhausenstraße 22, 27568 Bremerhaven, Tel.: 0471 / 28 006,  

E-Mail: kreis-bremerhaven@sovd-hb.de.

Allen Mitgliedern, die im April Geburtstag haben, gratuliert der 
SoVD-Landesverband Bremen herzlich. Er wünscht für das neue 
Lebensjahr alles Gute, vor allem Gesundheit und Wohlergehen. 

All denjenigen, die derzeit erkrankt sind, wünschen wir eine bal-
dige Genesung.

Glückwünsche

Sozialrechtsberatung

Spende an den Wünschewagen
Der SoVD besuchte am 22. Februar den Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) Bremen. Dabei überreichten 

der 1. Landesvorsitzende Joachim Wittrien und Reinhard Röpke, 1. Vorsitzender des Ortsverbandes 
Lesum, einen Spendenscheck in Höhe von 500 Euro an das ASB-Projekt „Wünschewagen“.

Der speziell ausgestattete 
Krankenwagen erfüllt sterbens-
kranken Kindern und Erwachse-
nen am Ende ihres Lebens noch 
einen Herzenswunsch: Sie wer-
den kostenlos ein letztes Mal 
an ihren Lieblingsort gefahren.

Das Projekt startete im Früh-
jahr 2019, ist rein ehrenamtlich 
getragen und nur durch Spenden 
finanziert – für Todkranke aus 
Bremen und Umgebung. Es setzt 
da an, wo Angehörige überfor-
dert sind, weil der*die Patient*in 

nur liegend transportiert werden 
kann, pflegerische oder medizi-
nische Betreuung braucht oder 
sich die Familie den Ausflug 
nicht zutraut. Damit die Fahrt 
sicher verläuft, sind Pflege-
kräfte, Rettungsfachkräfte und 
Ärzt*innen freiwillig im Einsatz.

„Wir haben uns gefreut, die Ar-
beit des ASB vor Ort kennenler-
nen zu dürfen. Es war ergreifend, 
die Geschichten des Wünsche-
wagen-Teams zu hören. Vom En-
gagement der beteiligten Profis 
sind wir sehr beeindruckt“, so 
Wittrien nach dem Gespräch mit 
Projektleiterin Sarah Stahmann. 
Er war mit Landesgeschäftsfüh-
rerin Diana Maleschewski und 
Reinhard Röpke vom Kreisver-
band Bremen-Nord beim ASB in 
Walle. „Unsere Institutionen ha-
ben viele thematische Schnitt-
punkte. Wir bleiben im Kontakt. 
Wenn sich gemeinsame Projek-
te ergeben, sind wir dabei!“

Damit letzte Wünsche todkranker Menschen in Erfüllung gehen

Grußwort des Bürgermeisters 
Dr. Andreas Bovenschulte.

SoVD-Scheckübergabe am Wünschewagen, v. li.: Joachim Wittrien, 
Reinhard Röpke, Sarah Stahmann (ASB) und Diana Maleschewski.

Tagesordnung
. . . für die Jahreshauptversammlungen mit Wahlen:

• Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der 
Revisor*innen,

• Beschlussfassung über Anträge und Beschwerden an den 
Kreisvorstand und an die Kreisverbandstagung,

• Wahl des Ortsvorstandes,
• Wahl der Revisor*innen,
• Wahl der Delegierten zur Kreisverbandstagung,
• Entlastung des Ortsvorstandes.

Ortsverband Bremen Blumenthal-Farge
19. April, 15 Uhr: Mitgliedertreffen im Lokal „Zum grünen Jäger“, 

Farger Straße 100, 28777 Bremen.

Ortsverband Bremen Gröpelingen
5. April, 10 Uhr: Frühstück.
15. April, 15 Uhr: Jahreshauptversammlung ohne Wahlen. Nä-

heres folgt.
Veranstaltungsort für beides: „Kultur vor Ort“ e. V. , Liegnitzstraße 

63 a, 28237 Bremen.
Die Rundschreibenverteilung fällt in der Zeit von März bis Juni 

aus!

Ortsverband Bremen Lesum
17. April, 16.30 Uhr: Mitgliedertreffen mit Vorstandssitzung im 

Lesumer Hof, Oberreihe 8, 28717Bremen.

Ortsverband Bremen-Süd 
Jeden dritten Dienstag im Monat, 15 Uhr: Klönschnack bei „Star-

ke Bäcker“, Pappelstraße 89, 28199 Bremen.

Ortsverband Bremen Vegesack
27. April, 15 Uhr: Mitgliedertreffen im Bürgerhaus Vegesack, 

Raum E03, Kirchheide 49, 28757 Bremen.

Ortsverband Bremerhaven Leherheide 
14. April, 15 Uhr: Infonachmittag in der Lukaskirchengemeinde, 

Louise-Schröder-Straße 1, 27578 Bremerhaven. 

Ortsverband Bremerhaven Nord-Süd
11. April, 14.30 Uhr: Mitgliedertreffen im Altbürgerhaus, Neue-

landstraße 48, 27576 Bremerhaven.

Termine
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Liebe Mitglieder, Freunde 
und Freundinnen des SoVD,

der SoVD ist der größte und 
leistungsfähigste Sozialverband 
in Hamburg. Ich nehme an dieser 
Stelle jeden Monat Stellung zu 
aktuellen Themen.

Eine gute Nachricht zuerst: 
Trotz der schwierigen Situation 
für viele Menschen in der Stadt – 
der SoVD Hamburg wächst, denn 
wir gewähren Stabilität, Sicher-
heit und Unterstützung.

Nun zur Politik: In Hamburg haben Bündnis 90 / Die Grünen ihre 
soziale Politiksicht weiter gestärkt. Das ist gut so, denn viele hat-
ten schon den Eindruck, dass sie sich zu einer Ein-Thema-Partei 
entwickeln. Sie haben auf ihrem Landesparteitag Ende Februar be-
schlossen, dass mehr Sozialwohnungen gebaut werden sollen. An 
der Frage, wie das umgesetzt werden soll, muss allerdings noch ge-
arbeitet werden. 

Eine Partei, die sich zu Volkspartei entwickeln will, muss sich auch 
solcher Themen wie Armut und soziale Gerechtigkeit stärker anneh-
men. Denn Armut wächst in der Stadt rasant. Das bedeutet, dass eine 
zunehmende Zahl Menschen nicht mehr über den Monat kommt. Der 
SoVD erwartet von der bei den letzten Wahlen erstarkten Regierungs-
partei nicht nur Appelle an die Bundesregierung, der sie ja selbst 
angehört, sondern konkrete öffentliche Initiativen zur Überwindung 
der sozialen Spaltung in der Stadt und konkrete Hilfen für Menschen 
in Not. Ein Anfang ist auf dem Landesparteitag gemacht. Die Grünen 
sind sich nicht zu schade, in ihrem Thema Klima- und Umweltschutz 
öffentlich Position auch gegen den Regierungspartner zu beziehen. 
Dieses vehemente Eintreten für eine Position wünschen wir uns eben-
falls auf dem Gebiet der Sozialpolitik. 

Unsere Vorstellungen liegen auf dem Tisch: die Erhöhung der Grund-
sicherung im Alter, Hilfen für einkommensschwache Pflegebedürftige 
durch Übernahme der Investitionskosten des Pflegeheimes oder die 
Einführung eines Familiengeldes. Das alles ist bekannt, möglich und 
würde sofort entlasten. 

Ganz dringend ist die Arbeit in den Behörden zu reformieren. Grund-
sicherungsanträge beispielsweise sind zu lang und zu kompliziert, 
Bescheide schwer lesbar und kommen spät, Auszahlungen lassen 
auf sich warten. Die Probleme sind bekannt und kommen jetzt in 
schwieriger Zeit auf den Tisch. In dieser Phase muss die Arbeit der 
Behörden erneuert werden, sodass man auch regelmäßig persönli-
che Beratungstermine bekommt. Einmal ganz klar gesagt, nicht al-
les ist mit der Digitalisierung zu lösen. Nicht alle können mit dem 
Internet und Smartphone umgehen, und viele können es sich nicht 
leisten. Sie brauchen den unmittelbaren, unkomplizierten Zugang zu 
den Behördenmitarbeiter*innen. Der SoVD wird die sozialpolitischen 
Interessen seiner Mitglieder und der Menschen in schwierigen Situa-
tionen weiter im Blick behalten.

Eine starke Gemeinschaft kann mehr erreichen – jetzt Mitglied 
werden!

 Ihr Klaus Wicher
1. Landesvorsitzender

Klaus Wicher

Ansichten
Kinderrechte in die Verfassung

Drucksache 22 / 10946: Hinter diesem Kürzel verbirgt sich ein Meilenstein, nämlich der „Antrag 
der Fraktionen der SPD, Grünen und CDU“ an die Bürgerschaft, „Kinderrechte in der Präambel der 
hamburgischen Verfassung (zu) verankern“. Der SoVD begrüßt diesen nötigen Schritt: „Dass Hamburg 
die UN-Kinderrechtskonvention von 1992 umsetzt, ist überfällig“, sagt Landeschef Klaus Wicher.

Schon lange setzen sich 
Pädagog*innen dafür ein, Kin-
derrechte ins Grundgesetz und 
in die Landesverfassungen der 
Bundesländer zu nehmen. „Die-
se Institutionalisierung von Kin-
derrechten ist gut, weil sie die 
Rechte der Kinder stärkt und 
ihre Bedeutung für die Zukunft 
würdigt. Das ist gerade ange-
sichts der aktuellen Situation 
geboten. Denn die derzeitige 
Inflation bedrängt auch in Ham-
burg Kinder und ihre Familien.“

Zum Schutz gehört auch, 
Armut zu bekämpfen

Kinderarmut aber ist kein 
neues Problem. Wicher ver-
weist auf eine Studie der Ber-
telsmann Stiftung. Danach sind 
in Deutschland 2,88 Millionen 
Kinder und Jugendliche unter 18 
Jahren sowie 1,55 Millionen jun-
ge Menschen zwischen 18 bis 25 
Jahren armutsgefährdet (2021). 
Mehr als jedes fünfte Kind ist 
von Armut bedroht. „Dies gilt 
auch für Hamburg mit 20,7 Pro-
zent. Seit 2005 steigt die Quote.“

Die Aufnahme von Kinder-
rechten in die Verfassung setzt 
ein Zeichen. Konkret Hilfe leis-
tet eine Kindergrundsicherung. 
Wicher kritisiert, dass sie zu 

Beginn der Legislatur zentrale 
sozialpolitische Aufgabe des 
Bundes war, derzeit aber auf-
grund finanzieller Kalküle neu 
diskutiert wird. „Angesichts der  
steigenden Kosten für Miete, 
Energie und Lebensunterhalt 
dürfen Familien mit Kindern 
nicht in einen Strudel von Ar-
mut und Bildungsungleichheit 
gezogen werden. Hamburg 
kann zwar das Sozialsystem 
nicht umgestalten, aber eigene 
Wege gehen und kommunale 
Lebens- und Arbeitsbedingun-

gen modellieren: Hamburg 
kann Eltern pädagogisch be-
raten, die berufliche Lage der 
Eltern verbessern, das soziale 
Umfeld verändern und Kinder 
aus schwächeren Familien in 
Kita und Schule fördern und ein 
Landesfamiliengeld einführen.“

SoVD für höhere Regelsätze 
und Kindergrundsicherung

Von Armut betroffen oder be-
droht sind vor allem Kinder in 
Alleinerziehenden- und Mehr-
kind-Familien. Junge Erwachse-
ne in Hamburg trifft Armut noch 
mehr: Fast jede*r Dritte (29 Pro-
zent) zwischen 18 und 25 ist 
gefährdet, so die Studie; Frauen 
stärker als Männer (31 und 27 
Prozent). Insgesamt haben jun-
ge Erwachsene das höchste Ar-
mutsrisiko aller Altersgruppen 
– in allen Bundesländern. „Viele 
dieser jungen Menschen oder 
Familien mit Kindern brauchen 
Sozialleistungen wie Bürger-
geld. Aber die Regelsätze sind 
zu niedrig, gerade angesichts 
der Inflation“, so Wicher. „Wir for-
dern nicht nur die Erhöhung des 
Bürgergeldes um mindestens 
150 Euro, sondern auch eine 
schnelle Umsetzung der ge-
planten Kindergrundsicherung.“

Kinder- und Jugendarmut im Anstieg – neues Hamburger Gesetz kommt endlich

Kinder brauchen Schutz – und 
gleiche Chancen im Leben.

Familiengeld wie in Bayern?
„Schau‘n mer mal“ ... gen Süden: In München ist es im Winter zwar durchschnittlich zwei Grad kälter 

als in Hamburg, aber zuweilen zeigt Bayern doch (soziale) Wärme. Eltern erhalten dort für Kinder im 
zweiten Lebensjahr 250, im dritten Jahr 300 Euro Familiengeld pro Monat – und zwar unabhängig 
vom Einkommen und ohne Anrechnung auf Sozialleistungen. 

Das entlastet ordentlich. Die 
hohen Ausgaben für den Le-
bensunterhalt, Mieten, Nah-
rungsmittel oder Energie, 
treffen besonders Familien. 
SoVD-Landeschef Klaus Wi-
cher fordert ein Hamburger 
Familiengeld – wie in Bayern. 
Denn Hamburg kann zwar die 
Sozialgesetzbücher nicht neu 
schreiben, aber interpretieren. 
Es kann eigene sozialpolitische 
Wege zur Unterstützung von 
Familien gehen. Wicher fragt: 
„Warum folgt Hamburg nicht 
dem Beispiel von Bayern?“

Dort entschied der Landtag 
2018, Familien mit kleinen Kin-

dern durch ein Familiengeld zu 
unterstützen. Unabhängig von 
elterlichem Einkommen und von 
der Betreuung (in der Kita oder 
zu Hause) gibt es im zweiten 
und dritten Lebensjahr Zuschüs-
se. Und: Das Familiengeld zählt 
nicht als Einkommen, unterliegt 
also nicht der Steuer oder mög-
licher Pfändung und wird beim 
Bürgergeld nicht angerechnet. 

Hier hatte das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales 
interveniert: Die Förderung 
müsse auf das Bürgergeld an-
gerechnet werden. Doch die 
Landesregierung obsiegte. „Das 
zeigt, dass Länderlösungen 

machbar sind!“, so Wicher. Dass 
Länder sozialpolitisch nicht ei-
geninitiativ werden können, sei 
ein Mythos – wie der, dass es 
in Hamburg mehr regnet als in 
München.

Für Wicher ist das Famili-
engeld verwaltungstechnisch 
einfach umzusetzen. Kritisch 
sieht er das Gießkannenprinzip: 
„Wenn Empfänger*innen von 
Bürgergeld, Geringverdienende 
und wohlhabende Familien das 
Gleiche bekommen, verwässert 
das den Gedanken der Hilfe in 
Not. Hier sollte das Hamburger 
Familiengeld nach Möglichkeit 
unterscheiden.“

Hamburg kann eigenen sozialpolitischen Weg bei der Hilfe für Familien gehen

www.sovd-hh.de

Foto: JFL Photography / Adobe Stock
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Der SoVD Hamburg bietet Rat und Unterstützung in sozialrechtli-
chen Fragen. Nehmen Sie Kontakt auf, ob unter Tel.: 040 / 611 60 70 
oder per E-Mail an: info@sovd-hh.de, oder kommen Sie vorbei!

• SoVD-Beratungszentrum Barmbek in der Landesgeschäftsstelle
Pestalozzistraße 38, 22305 Hamburg, Tel.: 040 / 611 60 70, Fax: 

040 / 611 60 750, Öffnungszeiten: Mo–Mi 9–16 Uhr, Do 9–18 Uhr, 
Fr 9–14 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum Harburg

Achtung, nach Umzug neue Adresse: im Mieterverein, Hölertwie-
te 2, 21073 Hamburg, Beratung zum Rentenantrag nach Termin-
vereinbarung. Öffnungszeiten: Di 9–12 Uhr. 
• SoVD-Beratungszentrum Altona (neu)

Mieterverein, Neue Große Bergstraße 9 (Haspa-Haus), 22767 
Hamburg, Öffnungszeiten: Di–Do 9–12 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum Eidelstedt (neu)

Kulturhaus Eidelstedt, Alte Elbgaustraße 12, 22523 Hamburg, 
Öffnungszeiten: Mi 9–12 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum Bergedorf

DGB-Gewerkschaftszentrum, Serrahnstraße 1, 21029 Hamburg, 
Öffnungszeiten: Fr 10–12 Uhr.

Weitere Infos online auf: www.sovd-hh.de oder telefonisch unter:  
040 / 611 60 70.

Sozialrechtsberatung

Klaus Wicher, Sabine Ritter und Thomas Iwan tauschten sich aus.

SoVD-Landesvorsitzender Klaus Wicher sprach mit Sabine Ritter 
und Thomas Iwan von der Hamburger Linkspartei über kosten-
losen öffentlichen Nahverkehr, Straßenbahn, Mietpreise, sozialen 
Wohnraum, einen Hamburger Mindestlohn von mindestens 15,50 
Euro pro Stunde und über Entlastungen für Menschen mit nied-
rigen und mittleren Einkommen, etwa in Form eines Klimabonus. 
Man war sich einig – besonders in der Forderung, dass soziale 
Gerechtigkeit weit oben auf der Polit-Agenda rangieren muss.

Im Gespräch: Die Linke
Politischer Dialog des SoVD Hamburg

Im Rahmen seines Parteiendialoges trifft der SoVD Hamburg alle 
demokratischen Parteien an der Elbe, dieses Mal Die Linke: Die im 
Herbst gewählten Sprecher*innen machten ihren Antrittsbesuch. 

Soziale Ökologie entwickeln
Wer im kürzlich verabschiedeten Entwurf zur Novellierung des Hamburgischen Klimaschutzgeset-

zes das Wort „sozial“ sucht, findet – nichts. Klaus Wicher, Hamburgs SoVD-Landeschef, kritisiert: „Sonst 
wird oft eine vernetzte Strategie gefordert. Das sollte auch bei Ökologie und Sozialpolitik so sein.“

Wicher verweist auf drei 
Kernbereiche einer nachhalti-
gen, (nicht unbedingt partei-
politisch-)grünen Politik: Mo-
bilität, Klimaschutz & Wohnen, 
Ernährung & Landwirtschaft. 
„Wir sagen: Soziale Gerechtig-
keit muss grün gedacht, der 
Klimawandel sozial sein“, sagt 
er. Es gebe viele Schnittstellen 
zwischen grünen und sozial-
politischen Themen, zwischen 
Umwelt- und Sozialökologie.

Er gibt Beispiele: „Eine Ver-
kehrswende muss berücksichti-
gen, dass Ältere den Arzt in der 
City erreichen müssen, dass der 
ÖPNV günstig und für bedürfti-
ge Menschen kostenfrei ist und 
viele Menschen aufgrund hoher 
Mieten am Stadtrand oder au-
ßerhalb der Stadt wohnen und 
auf das Auto angewiesen sind.“ 
Zu Ernährung und Landwirt-

schaft führt er aus: „Gesunde 
Nahrung muss auch möglich 
sein bei wenig Einkommen oder 
Rente“; zu Wohnen und Bauen: 
„Wärmeisolierung und Photo-

voltaik sind sinnvoll. Aber ener-
getische Maßnahmen müssen 
auch für die bezahlbar sein, die 
zum Beispiel ein altes Haus be-
wohnen. Das betrifft besonders 
ältere Menschen mit kleinen 
Einkommen. Umgelegte Sanie-
rungskosten dürfen Mieten nur 
soweit verteuern, wie sie Heiz-
kosten einsparen.“

Wicher erinnert ans Hambur-
ger Klimaschutzgesetz 2020. 
Darin steht: „Im Rahmen der Er-
reichung der Ziele nach Absatz 
1 sind das Prinzip der Sozialver-
träglichkeit und das Gebot der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit zu berücksichtigen“. Das sei 
mehr als im 2021er-Entwurf des 
Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Bundes-Klimaschutzgeset-
zes; da steht: „Die ökologischen, 
sozialen und ökonomischen 
Folgen werden berücksichtigt.“ 

SoVD fordert Vernetzung – soziale Gerechtigkeit grün, Klimawandel sozial

Beim Gehalt kein „Gendern“

Fonds für Menschen in Krisen

Im März unterstrich der Equal Pay Day (Tag der Entgeltgleichheit) die Bedeutung eines Urteils des 
Bundesarbeitsgerichts. Nur knapp drei Wochen, bevor am 7. März der Aktionstag im Kalender stand, 
fiel am 16. Februar eine wegweisende Entscheidung zur Lohngerechtigkeit von Frauen und Männern.

Der SoVD Hamburg hat mit jeweils 3.000 Euro bedürftige Frauen über verschiedene Einrichtungen 
unterstützt. Hierzu gehören die „Kemenate“, ein Projekt für wohnungslose Frauen, die „Fähre“ und 
auch das SoVD-Sozialkaufhaus. 

Arbeitgebende müssen 
grundsätzlich dem Prinzip „Glei-
cher Lohn für alle“ folgen, auch 
wenn ein männlicher Kollege 
individuell mehr Gehalt fordert 
und bekommt. „Das Urteil stellt 
zum ersten Mal klar, dass nicht 
das Verhandlungsgeschick über 
Bezahlung entscheidet“, sagen 
SoVD-Landeschef Klaus Wicher 
und SoVD-Landesfrauenspre-
cherin Susanne Langhagel.

Der Equal Pay Day brachte es 
wieder zutage: Der Gender Pay 
Gap, die geschlechtsspezifische 
Lohnlücke, liegt auch in Hamburg 

Die Kemenate hilft woh-
nungslosen Frauen etwa bei 
der Wohnungssuche. Bei der 
Fähre ist der Name Programm: 
Die Hamburger Institution will 
durch vermeintlich unpassier-
bare Fährnisse (des Lebens) 
führen. Seit 1972 begleitet 
sie Menschen in psychischen 
Krisen. Die Fähre setzt über 
zu einem möglichst selbstbe-

bei 18 Prozent. Frauen verdien-
ten 2022 durchschnittlich 22,19 
Euro brutto pro Stunde, Männer 
27,15 Euro. In Hamburg war der 
Unterschied in den Vorjahren 
größer gewesen als im Bundes-
durchschnitt. Er hatte 2021 an 
der Elbe bei 21 Prozent gelegen, 
im Bund bei 18 Prozent. Aller-
dings liegt den Daten eine ande-
re Methode als bisher zugrunde, 
sodass die Ergebnisse nur einge-
schränkt vergleichbar sind. 

Der Gender Pay Gap bedeu-
tet, dass Frauen bis zum 7. März 
2023 unentgeltlich arbeiteten, 

stimmten Leben und betreut 
– ambulant oder stationär – 
Menschen auf ihrem Weg in 
die eigene Wohnung, in eine 
betreute Wohngemeinschaft, 
in Arbeit oder in Reha-Maß-
nahmen. Und das SoVD-Sozi-
alkaufhaus schließlich ermög-
licht Menschen mit „kleinem 
Geldbeutel“ einen günstigen 
Einkauf.

um die Einnahmen der Männer 
von 2022 zu erreichen. 

„Der Entscheid am obersten 
Arbeitsgericht ist ein Zeichen, 
Entgeltgleichheit zu fordern, ob-
wohl individuelle Löhne ausge-
handelt wurden“, so Wicher und 
Langhagel. Einzelne Abmachun-
gen bei gleicher Leistung sind 
nicht erlaubt und nicht durch 
arbeitgeberische Vertragsfrei-
heit gedeckt. Arbeitgeber*innen 
dürfen Verdienstunterschiede 
von Frauen und Männern nicht 
mit unterschiedlichem Verhand-
lungsgeschick begründen.

Equal Pay Day am 7. März gab Urteil Nachdruck: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!

SoVD Hamburg hilft – über soziale Projekte und Einrichtungen

Wärmedämmung etwa ist teuer.

Kooperation mit Ergo
Die Ergo-Versicherung wirbt mit dem Slogan „günstig“, der 

SoVD Hamburg hat ihn erweitert: günstig, weil Ergo ein Part-
ner des SoVD ist. Denn Mitglieder, aber auch ihre Ehe- oder 
Lebenspartner*innen, mit denen sie zusammenleben, haben 
Vorteile beim Versicherungsschutz. Wer möchte nicht, dass 
man selbst, aber auch Familie und Angehörige gut abgesichert 
sind? Für viele Versicherungen hat der SoVD vergünstigte Kon-
ditionen ausgehandelt – von der privaten Unfallversicherung 
über Sterbevorsorge bis zum Rechtsschutz: SoVD-Mitglieder 
können Leistungsvorteile und Rabatte in Anspruch nehmen.
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Urlaub im Erholungszentrum Büsum
Unser verbandseigenes Erholungszentrum in Büsum hat wieder Kapazitäten 
frei. Viele Zimmer wurden modernisiert, unsere sonnige Außenterrasse lädt 
zum Genießen und Entspannen ein. Schauen Sie auf unsere neue Internet- 
seite www.erholungszentrum-buesum.de Es lohnt sich: Ein Urlaub an der  
Nordsee ist gerade im Frühjahr ein tolles Erlebnis. 

Jetzt Urlaub in Büsum anfragen unter Telefon 04834 - 95250 oder auf unserer 
neuen Internetseite www.erholungszentrum-buesum.de

Urlaub und Entspannung

direkt hinterm Deich

Eigenanzeige

Briefe an die Redaktion

Die Lage vieler Menschen, die 
pflegen, traf „Zuwendung bis 
zur Erschöpfung“, Titelthema im 
März. Ein Beispiel schildert Alex- 
ander Dees aus Oberhausen:

Ich habe gerade Ihren Leitarti-
kel sorgfältig gelesen und kann ihn 
nur voll und ganz unterstützen! 

Ich pflege seit mehr als 10 Jah-
ren eine heute 64-jährige Frau.  
Acht Jahre davon habe ich mit 
dem Briefwechsel mit dem Ver-
sorgungsamt verbracht, um ihr ei-
nen Behindertenausweis B, G, BL, 
H [bei GdB] 100 und unbefristet zu verschaffen, Gott sei Dank mithilfe 
des SoVD in Unna! 5 Jahre hat es gedauert, sie in Therapie zu bringen, 
in der sie nun seit 3 Jahren ist, und 18 Monate hat es gedauert, für sie 
eine psychosomatische Kur mit Begleiter und Rollstuhl zu bekommen 
(auch das mit der Hilfe der SoVD-Redaktion!). 

Nun bin ich selber Familientherapeut und kann einiges an Belastung 
abfangen. Trotzdem fühle ich mich „am Ende“ und sehne mich nach Ent-
lastung. Jetzt muss ich mir sagen lassen, dass ich wegen meines Alters 
(77 Jahre) und wegen der Belastung Katastrophendienst beim Roten 
Kreuz nicht mehr machen könne, was mich zusätzlich belastet. [...]

„Bin am Ende und sehne 
mich nach Entlastung“

In dieser Rubrik veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, 
die sich auf Artikel in der SoVD-Zeitung beziehen. Es handelt sich 
um Meinungsäußerungen, die  nicht unbedingt SoVD-Positionen 
widerspiegeln. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte 
richten Sie Ihre Post an: SoVD, Redaktion & digitale Medien, Stralau-
er Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

Im März ging es um Pflegende.

Mutige „Expedition Depression“
Fünf junge Erwachsene begeben sich auf Spurensuche durch Deutschland. Auf ihrer „Expedition De-

pression“ erforschen sie eine Krankheit, die auch bei Kindern und Jugendlichen zunimmt – ein Trend, 
der sich in der Pandemie noch verstärkte. Die besondere Doku hatte Ende Februar in Berlin Premiere.

Die jungen Leute zwischen 
20 und 35, die das Roadmovie 
von Michaela Kirst und Axel 
Schmidt begleitet, hatten alle in 
der Kindheit und Jugend selbst 
Depressionen und wollen mehr 
darüber erfahren. 

Sie suchen Antworten: in einer 
Kinder- und Jugendpsychiatrie-
Klinik, auf Zeltplätzen, bei einer 
Alpenwanderung und an einem 
Sporttherapie-Tag. „Expedition 
Depression“ dokumentiert ihre 

eindrückliche Reise. Sie erleben 
Herausforderungen, Gemein-
schaft und Gemeinsamkeiten. 

Dahinter steckt eine Selbst-
hilfe-Patientenorganisation: Der 
von Sagamedia produzierte Film 
ist ein Projekt der Deutschen 
Depressionsliga e. V. (DDL), fi-
nanziell unterstützt vom AOK-
Bundesverband. Bewusst nimmt 
er die Perspektive Betroffener 
ein. Er soll aufklären und Mut 
machen, sich Hilfe zu suchen. 

„Uns ist es ein großes Anlie-
gen, Menschen mit einer psy-
chischen Erkrankung und be-
troffene Angehörige aus dem 
Schatten unserer Gesellschaft 
zu holen“, so AOK-Vorstands-
vorsitzende Dr. Carola Reimann. 
Über fünf Millionen Menschen 
in Deutschland leiden an De-
pressionen, darunter viele Junge. 

Sehen kann man „Expedition 
Depression“ bald auch auf www.
depressionsliga.de bei „Projekte“.

Roadmovie mit fünf jungen Menschen – einer tückischen Krankheit auf der Spur

Zwischen 20 und 35 Jahre alt sind die Hauptpersonen in dem Film der Deutschen Depressionsliga.
Foto: sagamedia / DDL / AOK

Fotos: Jale Ibrak, Angelov / Adobe

Nr. 4 | April 2023 Seite 15SERVICE / LESERBRIEFE



Insekten in Lebensmitteln
Vor allem in asiatischen Ländern stehen Insekten schon länger auf dem Speiseplan. Hierzulande 

ekeln sich viele Menschen vor dem Gedanken, Käfer oder Grillen zu essen. Als „neuartige“ Lebens-
mittel dürfen sie dennoch auch bei uns verkauft werden. Innerhalb der Europäischen Union (EU) 
gibt es hierfür jedoch klare Regeln. So muss etwa ein Hinweis auf der Verpackung dafür sorgen, dass 
niemand ohne sein Wissen Insekten isst.

Mit dem Frühling setzt in der Natur wieder geschäftiges Treiben 
ein. Doch beim Treffen dieser Waldtiere ist etwas schiefgelaufen: Im 
unteren Bild haben sich zehn Fehler eingeschlichen – findest du sie?

Die Auflösung kannst du dir auf Seite 18 anschauen.  

Insekten enthalten große 
Mengen an Eiweiß, Vitaminen, 
Ballaststoffen und Mineralien. 
Man kann sie also durchaus als 
gesund bezeichnen. Wohl auch 
deshalb essen Menschen in vie-
len Teilen der Welt bereits seit 
Langem Mehlwürmer, Wander-
heuschrecken oder auch Haus-
grillen (Heimchen). Sich mit die-
sem Gedanken anzufreunden, 
fällt den Menschen in Deutsch-
land dagegen sehr schwer.

Dennoch dürfen in der EU be-
stimmte Insekten in Lebensmit-
teln verarbeitet werden.  Damit 
davon niemand krank wird, hat 
eine Behörde vorher alles ge-
prüft. Sie untersucht jede Tierart 
und lässt diese erst danach als 
Nahrungsmittel zu. Zuletzt ge-
schah dies im Januar für Haus-
grillen und für die Larven von 
Getreideschimmelkäfern. 

Da kaum jemand die Tiere im 
Ganzen essen möchte, werden 
sie häufig zu Pulver zermahlen. 
Diese kann dann, ähnlich etwa 
wie Mehl, in Brot, Keksen oder 

Nudeln vor-
kommen. Al-
lerdings muss 

dann auf Produkten, die Haus-
grille enthalten, auch „Hausgril-
le“ draufstehen. Ein solches Le-
bensmittel gilt dann auch nicht 
mehr als vegan oder vegetarisch. 
Pflicht ist außerdem ein Hinweis 
auf mögliche allergische Reak-
tionen. Es muss also niemand 
Angst haben, aus Versehen In-
sekten zu essen. 

Die meisten Menschen in 
Deutschland lehnen Insekten 

im Essen ab. Deshalb gibt es 
entsprechende Produkte bisher 
kaum im Supermarkt zu kaufen. 
Ein weiterer Grund hierfür ist, 
dass die verwendeten Tiere aus 
einer kontrollierten Aufzucht 
kommen müssen. Das bedeutet, 
dass zum Beispiel Spaghetti mit 
Insektenpulver erst einmal mehr 
Geld kosten 
als „normale“ 
Nudeln.

Insekten wie zum Beispiel die Hausgrille dürfen in Lebensmitteln 
verarbeitet werden. Das steht dann aber auf der Packung drauf.

Fotos: Gina Sanders, Holger T.K. / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll durchgeblicktFröhliche Fehlersuche

Bei diesen farbigen Flossenfreunden wird Vielfalt großgeschrieben. Und doch gibt es zu jedem 
Meeresbewohner ein genau gleiches Exemplar. Nur ein Fisch ist wirklich einzigartig – kannst du ihn 
entdecken? Der dazugehörige Buchstabe ist die gesuchte Lösung.

Ich bin doch ICH – 
genau richtig!

Verwirrung im Wald

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Einzigartige Fische im Ozean

Du bist kleiner als eine Maus, ängstlich wie ein Hase oder langsam 
wie eine Schnecke! Es ist gar nicht leicht, derartigen Spott auszu-
halten. Dieses Buch ermutigt alle Kinder, zu sich selbst und ihrem 
Aussehen zu stehen, um dann voller Stolz zu sagen: „Ich bin ICH!“ 

Denn jeder Mensch ist beson-
ders, einzigartig und kann etwas 
besonders gut. Und wenn alle 
zusammenhalten, dann entsteht 
ein starkes „Wir sind wir“.

Das Bilderbuch von Neele fei-
ert jedes Kind als einzigartig und 
fördert das gegenseitige Ver-
ständnis – ideal zum Vorlesen zu 
Hause und in Kindergruppen.

Neele: Ich bin doch ICH – genau 
richtig! Penguin Junior, 32 Seiten, 
ab 4 Jahren, ISBN: 978-3-328-
30199-8, 14 Euro.

Wenn du das Buch gewinnen möchtest, dann löse das Rätsel in 
Rolands Rätselecke. Die Lösung schickst du mit dem Betreff „Ich 
bin doch ICH“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. April.

Grafik:  GabiWolf / Adobe Stock

Foto / Grafik: katatonia, Dreambook / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Gibt’s doch gar nicht, oder?

Landung auf der Teufelspiste
Das Rollfeld liegt mitten in einer Wohnsiedlung und am Ende der sehr kurzen Landebahn geht es 

600 Meter steil in die Tiefe. Die Rede ist von dem Flughafen Lukla in Nepal, dessen offizieller Name 
„Tenzing-Hillary Airport“ lautet. Wer den Mount Everest erklimmen möchte, kommt um eine derart 
riskante Anreise aus der Luft kaum herum. Diese erfordert allerdings bereits einiges an Wagemut.

Buchtipp

Denksport

Unter sachkundiger Aufsicht 
des Bergsteigers Sir Edmund 
Hillary bauten örtliche Sherpas 
1964 die Start- und Landebahn. 
Diese bestand noch bis zum 
Jahr 2001 aus einer Schotter-

Fernsehen live vom Bauernhof
Als zu einseitig empfand der damalige Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU) das Fernsehprogramm. 

Mithilfe der „Deutschland-Fernsehen-GmbH“ sollte ein Sender entstehen, der seine politischen Ideen 
zuverlässig abbildete. Doch Adenauer scheiterte vor dem Bundesverfassungsgericht – Rundfunk war 
schließlich Ländersache. Diese gründeten kurzum eine eigene Fernsehanstalt des öffentlichen Rechts. 
Am 1. April vor 60 Jahren nahm mit dem ZDF das Zweite Deutsche Fernsehen seinen Betrieb auf. Das 
provisorische Studio befand sich auf dem Gelände eines ehemaligen Bauernhofes in Eschborn.

Zeitmaschine

Mit seinem Urteil erteilte das 
Bundesverfassungsgericht dem 
Vorhaben eines staatsgelenkten 
„Adenauer-Fernsehen“ eine ein-
deutige Abfuhr: Der Bund hatte 
gegen Artikel 30 und Artikel 5 
des Grundgesetzes verstoßen. 
Doch in der Öffentlichkeit waren 
die Erwartungen an einen zwei-
ten Sender bereits geweckt. Und 
so unterzeichneten die Minister-
präsidenten der Bundesländer 
bereits wenige Monate später 
einen Staatsvertrag über die Er-
richtung der Anstalt des öffentli-
chen Rechts „Zweites Deutsches 
Fernsehen“.

Zu den Räumen, in denen 
die ersten Sendestudios unter-
gebracht waren, gehörten ein 
Bauernhof und ein ehemaliges 
Arbeitslagergebäude. Dies trug 
dem Gelände in Eschborn den 
Spitznamen „Telesibirsk“ ein. 
Recht bald jedoch erwarb der 
Sender von der Stadt Mainz ein 
repräsentatives Gelände auf 

dem Lerchenberg. Hier entstand 
nach und nach ein modernes 
Sendezentrum.

Einen Spitznamen bekamen 
auch die Mitarbeiter*innen des 
ZDF. Dass man sie als „Mainzel-

männchen“ bezeichnete, machte 
ihnen jedoch wenig aus. Viel-
mehr nutzte der Sender diesen 
Namen mithilfe von Zeichen-
trickfiguren für ein erfolgreiches 
Selbst-Marketing.

„Gud‘n Aamd“ – so grüßen bis heute die Mainzelmännchen im ZDF. 
Im Hintergrund zu sehen sind die rustikalen ersten „Studios“.

Foto: Georg Meyer-Hanno / ZDF; Grafik: Jan Langela / ZDF; Montage: SoVD

„Mein Überleben musste 
einen Sinn haben“

Josef Lewkowicz verbrachte insgesamt drei Jahre in sechs ver-
schiedenen Konzentrationslagern. Im Anschluss an seine Befreiung 
aus dem KZ reiste er für den Geheimdienst der US-Armee auf der 
Suche nach untergetauchten Nazi-Funktionären durch Deutschland 
und Österreich. 

Der inzwischen 95-Jährige sieht 
in seinem Leben eine Bestimmung. 
Er überstand die Hölle von Ausch-
witz und Mauthausen auch dank 
eines unerschütterlichen Glaubens, 
der ihm bis heute Kraft gibt. All das, 
so ist er überzeugt, um nach seinem 
Martyrium zum Retter hunderter jü-
discher Waisenkinder zu werden, die 
er unter großem Einsatz aufspürte 
und aus oft furchtbaren Lebensum-
ständen befreite. „Mein Überleben 
musste einen Sinn haben“, sagt 
Josef Lewkowicz heute. Und er tat 
alles, um diesem Anspruch gerecht 
zu werden.

Josef Lewkowicz, Michael Calvin: Mein Überleben musste einen Sinn 
haben. Heyne, 320 Seiten, ISBN: 978-3-453-21848-2, 22 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Mein Überleben musste einen 
Sinn haben“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem 
gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 
63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.

piste, was die holprige An- oder 
Abreise zu einem zusätzlichen 
Erlebnis gemacht haben dürfte. 

Das oftmals unberechenbare 
Wetter ist ein weiterer Grund 
dafür, dass der Flughafen welt-

weit als einer der gefährlichsten 
seiner Art gilt. Denn die Berg- 
und Talwinde sorgen häufig 
für schlechte Sichtverhältnisse. 
Umso überraschender ist es, 
dass auf dem Tenzing-Hillary 
Airport täglich nicht selten über 
50 Flüge abgefertigt werden. 
Starts und Landungen erfolgen 
meist im Abstand von wenigen 
Minuten. Der Ansturm lässt sich 
leicht erklären: Reisende, die 
sich dem bereits beschriebenen 
Nervenkitzel nicht aussetzen 
wollen, müssten alternativ einen 
einwöchigen Fußmarsch in Kauf 
nehmen. Da sparen sich viele 
ihre Kräfte wohl lieber für die 
Hauptattraktion, die Besteigung 
des Mount Everest.

Dessen Gipfel zu erklimmen 
wurde in den letzten Jahren zu-
nehmend zu einem Tourismus-
geschäft – mit verheerenden 
Folgen für die Umwelt. Auf dem 
„Dach der Welt“ sammelt sich 
immer mehr Müll an.

Foto: robertharding,Peter Barritt / picture alliance

Über den Wolken mag die Freiheit grenzenlos sein, auf dem Flug-
hafen am Mount Everest endet sie spätestens mit der Landebahn.

Die beiden oben genannten Aufgaben richteten sich ursprünglich 
an Kinder und konnten von diesen auch recht gut gelöst werden. 
Vielleicht gehen Sie daher möglichst unbefangen an die Sache heran 
und betrachten das Ganze etwas spielerischer.

Die Lösungen stehen wie gewohnt auf Seite 18 dieser Ausgabe.

Einfacher als gedacht

Foto / Grafik: Wayhome Studio, Rudzhan / Adobe Stock; Montage: SoVD

1. In welche 
 Richtung 
      fährt 
         der Bus?

2. Was ist ...

Was ist böser als der Teufel?
    
    Was ist besser als Gott?
    
           Was fehlt den Reichen?
        
                  Was haben 
  Arme zuviel?
    
  Wenn man 
        es trinkt, 
          stirbt man.
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

194

4 1 2 7
7 6 4 9

6 9 1
9 4 3 5

2 8 7
8 3 9 2
4 7 9
3 2 4 5

5 3 6 4

1 8 3 9
6 9
3 4 2 6

8 9
6 9 4 7 3

6 8
2 6 7 3

5 8
5 1 3 4

1 2 9 8 7 4 3 5 6
4 5 7 6 3 9 2 1 8
8 3 6 5 2 1 9 7 4
3 8 1 4 5 2 6 9 7
6 7 2 9 1 8 4 3 5
5 9 4 3 6 7 8 2 1
2 4 3 7 8 5 1 6 9
9 1 5 2 4 6 7 8 3
7 6 8 1 9 3 5 4 2

2 3 5 8 9 6 4 1 7
1 9 6 5 4 7 2 3 8
7 4 8 3 2 1 9 6 5
4 8 1 2 7 5 6 9 3
6 2 9 1 3 8 5 7 4
5 7 3 4 6 9 1 8 2
3 6 2 7 1 4 8 5 9
8 1 4 9 5 3 7 2 6
9 5 7 6 8 2 3 4 1

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.

Buchtipp

Gottes Blitz soll dich treffen!
Redensarten hinterfragt

Wenn der Begriff „Potzblitz“ 
heute überhaupt noch Verwen-
dung findet, dann verbirgt sich 
dahinter meist weniger ein 
Fluch als vielmehr ein Ausruf 
des Erstaunens. Im Mittelalter 
allerdings war das anders. 

Der Glauben bestimmte da-
mals den Alltag der Menschen  
in allen Bereichen. Sie waren 
selbst beim Schimpfen darauf 
bedacht, keine Gotteslästerung 
zu begehen. Schließlich warnt 
bereits das zweite Gebot davor, 
den Namen des Herrn zu miss-
brauchen. Und so setzte sich 
recht schnell die sogenannte 
Hüllformel „potz“ durch. Potzblitz – eine ebenso erstaunliche wie einleuchtende Erklärung! 

Husch, husch ins Körbchen
Hätten Sieʼs gewusst?

Mitte des 19. Jahrhunderts 
kam James Naismith aus Schott-
land nach Kanada. Dort wurde 
aus ihm nicht nur ein hervorra-
gender Athlet, sondern auch ein 
findiger Sportlehrer. Um seine 
Schutzbefohlenen auch in den 
Wintermonaten beschäftigen 
zu können, befestigte er eines 
Tages zwei leere Obstkörbe in 
einer Höhe von drei Metern in 
der Turnhalle. 

Das Spiel mit wenigen Regeln 
fand Anklang, bot aber noch 
Verbesserungspotenzial. Denn 
nach jedem Punkt musste Lehrer 
Naismith eigens auf eine Leiter 
steigen, um den Ball wieder aus 
dem Korb herauszufischen.

Ein Korb (auf englisch „Basket“) wurde zum zentralen Bestandteil 
des von James Naismith erfundenen Mannschaftssports.

Basketball ist heute überaus beliebt und vor allem in den USA auch ein Riesengeschäft. Das hätte 
der Erfinder dieser Sportart wohl in seinen kühnsten Träumen nicht vermutet. Im Jahr 1891 führte der 
Sportlehrer James Naismith leere Pfirsichkörbe einem neuen Zweck zu. Bei seinem Spiel erzielte man 
immer dann einen Punkt, wenn der Ball in einem dieser Körbe landete.

Mit Jugendlichen 
in Beziehung bleiben

Was tun, wenn man das Gefühl hat, Jugendliche überhaupt nicht 
mehr erreichen zu können? Jesper Juul empfiehlt in solchen Fällen, 
die eigene Haltung zu überdenken. Er argumentiert leidenschaft-

lich dafür, kein Kind „schwierig“ zu 
machen oder es gar aufzugeben. 
Selbst mit Heranwachsenden, die 
komplett aus der Norm ausscheren, 
sei noch ein echter Dialog möglich. 

Eltern, Schulen und alle, die mit 
ihnen zu tun haben, so Juul, müss-
ten ihre Verantwortung wahrneh-
men, statt diese an die Kinder ab-
zugeben. Schon vor der Pubertät 
sei eine Beziehung auf Augenhöhe 
gefragt: Wenn sich Erwachsene 
als gelassene Sparringspartner 
anbieten, könnten sie Kinder und 
Jugendliche wieder erreichen und 
vertrauensvoll und einfühlsam ins 
Leben begleiten.

Jesper Juul: Es gibt keine unerreichbaren Jugendlichen! Kösel, 160 
Seiten, ISBN: 978-3-466-31199-6, 18 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben Sie 
mit dem Betreff „Keine unerreichbaren Jugendlichen“ per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.

Foto: public domain

Fotos: Ivan Kurmyshov, Mix and Match Studio / Adobe Stock; Montage: SoVD

„Potzblitz!“ – mit diesem Schimpfwort machten die Menschen im Mittelalter ihrem Ärger Luft. Um 
dabei keine Blasphemie zu begehen, verhüllte der erste Teil dieses Fluches den Namen des Herrn. 
Denn eigentlich gemeint war: „Gottes Blitz soll dich treffen!”

Des Rätsels Lösung
Gespenster-Quiz 
(Ausgabe März, Seite 16)

Die Lösung lautete: „Bettlaken“.

Einfacher als gedacht
(Denksport, Seite 17)

1. Der Bus fährt nach links, 
denn man sieht keine Tür.

2. Nichts. 

Verwirrung im Wald
(Fehlersuche, Seite 16)

Die Veränderungen haben wir 
in dem Bild rot markiert.
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. April einsenden an: 

SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail: kreuzwortraetsel@sovd.de. 
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder

Gezeitenkinder
Norderney 1962: Hanna fängt im Kindererholungsheim Strandha-

fer als Pflegerin an. Schnell fühlt sie sich von der Heimleiterin Dr. 
Waldeck drangsaliert. Die junge Frau wird misstrauisch. Wie kann 
solch eine herzlose Person die 
Aufsicht über kranke Kinder füh-
ren? Hanna beginnt zu recher-
chieren und stößt auf erschre-
ckende Ungereimtheiten in der 
dunklen Geschichte des Heims. 

Vor historischem Hintergrund 
arbeitet Luise Diekhoff in ihrem 
Buch ein düsteres Kapitel der 
Nachkriegszeit auf. Die Praxis 
der Schwarzen Pädagogik mit 
ihrem Glauben an Erniedrigung, 
Einschüchterung und Gewalt er-
schüttert beim Lesen.

Luise Diekhoff: Gezeitenkinder. 
Heyne, 400 Seiten, ISBN: 978-3-
453-27353-5, 22 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben Sie 
mit dem Betreff „Gezeitenkinder“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de 
oder aber per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.
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Ihre Eltern kamen Anfang der 
1970er-Jahre aus Istanbul in 
einen kleinen Ort in Nordrhein-
Westfalen. Sie unterstützten den 
Weg ihrer Tochter, die als junge 
Frau zunächst beim Radio an-
fing. Später machte Pinar Atalay  
bei den „Tagesthemen“ Karriere, 
bevor sie im August 2021 dann 
zu RTL wechselte.

Die Tochter eines Tischlers 
und einer Schneiderin will, dass 
Bildung in Deutschland stärker 
gefördert wird. Atalay sagt, es 
dürfe nicht zählen, wo man her-
kommt, sondern was man aus 
sich machen kann.

Sie wuchs in einer Sozialsiedlung auf und wurde dennoch zu einer 
bekannten Journalistin. Herkunft, findet sie, sollte nicht das spätere 
Leben bestimmen. Am 27. April wird Pinar Atalay 45 Jahre alt.

Pinar Atalay wechselte von der 
ARD zu „RTL direkt“.

Foto: Panama Pictures / IMAGO

Kinder stärker fördern
Pinar Atalay wünscht sich mehr Chancengerechtigkeit

Neben Turnschuhen faszinieren ihn auch Skateboards und Spiel-
zeugfiguren. Seine Sammlung stellte Oliver Korittke zeitweise sogar 
in einem Museum aus. Mit großer Begeisterung widmet sich der 
gebürtige Berliner auch der Schauspielerei. Erste Erfahrungen sam-
melte er als Vierjähriger in der Sesamstraße. Mit der Komödie „Bang 
Boom Bang – Ein todsicheres Ding“ schaffte er den Sprung ins Kino.

Wer Oliver Korittke als Ekki Talkötter in „Wilsberg“ sehen möchte, kann 
dies in der ZDF-Mediathek tun. Dort sind zahlreiche Folgen abrufbar.

Jäger und Sammler
Oliver Korittke besitzt über 2.500 Paar Turnschuhe

Als Finanzbeamter spürt er im ZDF-Krimi „Wilsberg“ Steuersünder 
auf. Privat dagegen jagt der Schauspieler vor allem Sportschuhen 
hinterher. Am 6. April feiert Oliver Korittke seinen 55. Geburtstag.

Eher widerwillig wird Ekki Talkötter (Oliver Korittke, li.) in die Fälle 
von Privatdetektiv Wilsberg (Leonard Lansink) verwickelt.

Andie MacDowell (li.) besuchte im Januar mit ihrer Tochter Rainey 
Qualley die Berliner Modewoche („Berlin Fashion Week“).

Mit neuem Selbstbewusstsein
In Komödien wie „Vier Hochzeiten und ein Todesfall“ oder „Und täglich grüßt das Murmeltier“ waren 

braune Locken ihr Markenzeichen. Nun aber verzichtet der Hollywoodstar auf künstliche Haarfarbe – 
und setzt damit einen neuen Trend. Am 21. April wird Schauspielerin Andie MacDowell 65 Jahre alt.

Sie habe das Gefühl gehabt, 
das Alter in ihrem Gesicht passe 
nicht mehr zu ihrer Haarfarbe. 
So zumindest erklärte Andie 
MacDowell ihre Entscheidung 
in einem Interview mit der Zeit-
schrift Vogue. Sie wolle nichts 
mehr verstecken und fühle sich 
mit grauen Haaren jünger und 
natürlicher.

Mit ihrer Natürlichkeit be-
eindruckte die Schauspielerin 
anlässlich der Oscarverleihung 
in Los Angeles zuletzt ihren 
Kollegen Hugh Grant. Dieser 
bezeichnete das frühere Model 
als „umwerfend“.

Silberne Locken: Andie MacDowell steht zu ihrer natürlichen Haarfarbe

Foto: APress / IMAGOFoto: Thomas Kost / ZDF

Joe Bausch arbeitete über 30 Jahre lang als Arzt im Gefängnis. Fast 
ebenso lange spielt er in der ARD-Krimireihe „Tatort“ mit. 

Verfolgungsjagden im Fernsehen gehören für Claus Theo Gärtner 
der Vergangenheit an. Er verbringt lieber Zeit mit seiner Frau Sarah.

Von der Bühne in den Knast

In wohlverdienter Krimi-Rente

Bekannt wurde er als Gerichtsmediziner Dr. Josef Roth im Kölner „Tatort“. Doch auch im wirklichen 
Leben hatte der Mann mit der Glatze mit Kriminellen zu tun, und zwar als Gefängnisarzt in der Justiz-
vollzugsanstalt Werl. Am 19. April feiert der Schauspieler und Arzt Joe Bausch seinen 70. Geburtstag.

Über drei Jahrzehnte lang spielte er den Privatdetektiv Josef Matula in der TV-Serie „Ein Fall für zwei“. 
Seit seinem Ausstieg aus der Krimireihe genießt der Schauspieler seinen Ruhestand und steht nur noch 
gelegentlich auf der Theaterbühne. Am 19. April wird Claus Theo Gärtner 80 Jahre alt.

Beruflich fuhr der gebürtige 
Hesse sozusagen zweigleisig: 
Joe Bausch widmete sich dem 
Theater und studierte zusätz-
lich Medizin. Auch nach seiner 
Approbation stand er auf der 
Bühne und vor der Kamera. 

Nicht weniger spannend als 
seine Rollen war wohl auch 
seine Laufbahn als Medizi-
ner. Im Gefängnis war der Arzt 
täglich für die Versorgung von 
Schwerstkriminellen verant-
wortlich. Dennoch setzte sich 
Joe Bausch dabei schon aus 
Überzeugung stets für einen 
menschlichen Strafvollzug ein.

Zu der Figur des Matula hat 
Claus Theo Gärtner ein ambi-
valentes Verhältnis. Die Rolle 
sei für ihn Segen und Fluch zu-
gleich gewesen. Als er etwa in 
einem Fernsehfilm über Helmut 
Kohl den CDU-Politiker Heiner 
Geißler spielte, kommentierte 
eine Zeitung dies mit der Über-
schrift: „Was macht Matula in der 
Pfalz?“.

Heute genießt es Claus Theo 
Gärtner, zu reisen. Er sagt, das 
halte ihn fit. Meistens sitzt er im 
Zug nach Basel. Kein Wunder – 
dort arbeitet seine Frau Sarah 
Gärtner-Würgler.

Schauspielerei und Medizin – Joe Bausch („Tatort“) hat zwei Leidenschaften

Claus Theo Gärtner („Ein Fall für zwei“) trauert seiner Rolle als „Matula“ nicht nach

Foto: Martin Valentin Menke / Bavaria Fiction GmbH / WDR

Foto: Photopress Müller / IMAGO
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